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BLICKPUNKT BORNHOVEDUNKT BORN

Telefonische Anzeigenannahme: 04326/618 · Fax 04326/1899

Die Amtlichen Bekanntmachungen beginnen auf Seite 2
Den Ärztlichen Notdienst finden Sie auf Seite 4

Bekanntmachungsblatt  der amtsangehörigen 
Gemeinden des Amtes Bornhöved

und des Schulverbandes Sventana Bornhöved.

Wir vermieten Räume
für Ihre Feier. Geburtstag,
Hochzeit, Konfirmation, 
Trauerfeier oder Ähnliches 

Sportschützen Trappenkamp
Info 0 43 23 - 25 27 jeweils 
Di. + Do. ab 18.30-21.00 Uhr

Amtsverwaltung Bornhöved

Wichtige Rufnummern

Am Markt 3, 24610 Trappenkamp
Telefon (0 43 23) 90 77-0 · Telefax (0 43 23) 90 77-27

e-mail: info@amt-bornhoeved.de · www.amt-bornhoeved.de
Öffnungszeiten der Amtsverwaltung

Montag  . . 13.30 bis 17.30 Uhr
Dienstag  . . . . . . . geschlossen
Mittwoch  . .8.30 bis 12.00 Uhr

Donnerstag  .8.30 bis 12.00 Uhr
Freitag . . . . .8.30 bis 12.00 Uhr
oder auch nach Vereinbarung

DRK-Sozialstation 
Bornhöved  . . . . . . . . . . . . . .65 51
AWO-Sozialstation Trpk.  . .41 42
Schiedsamt für Bornhöved
Lore Pohlmann  . . . . . . . . . .64 16
Für Trappenkamp:
Jürgen Utermark . . . . . .983 61 00
Vertreterin
Karola Bösebeck  . . . . . . .80 36 36
Sventana-Schule

Gemeinschaftsschule  . . . . .74 24
Grundschule  . . . . . . . . . . . .72 75
Richard-Hallmann-Schule:
Gablonzer Straße . . . . . .9 14-200
Grundschule Trappenkamp mit
Förderzentrumsteil:
Grundschule . . . . . . . . . .9 14-300
OGS  . . . . . . . . . . . . . . . .9 14-400
Gablonzer Straße 42
Beratung Schulsozialarbeiter
Bornh., Jugendberater . . 80 4454

Gem. Bornhöved, Reinhard Wundram, Bürgermeister, 
Lindenstraße 5, Bornhöved, Tel. 805443-19; Fax 805443-27, 
e-mail: buergermeister@bornhoeved.de · www.bornhoeved.de

Amtsvorsteher: Harald Krille  . . . . . . . . . . . . . . . . . . .Tel. 91 41 16
Gleichstellungsbeauftragte: Merle Kruck . . . . . . . . .Tel. 80 50 307

Familienbüro-Beratungszentrum Bornhöved
Lindenstraße 5, 24619 Bornhöved, Tel.: 80544711
Öffnungszeiten Sekretariat: 
Mo. und Di., 9 – 13 Uhr ; Mi. u. Do. 14 – 18 Uhr; Fr. 9 – 12.30 Uhr
Erziehungs- u. Familienberatung: Offene Sprechstunde: Do. 14.00 – 16.00 Uhr
Außenstelle Trappenkamp: Am Markt 9c, Offene Sprechst.: Do. 10.00 – 12.00 Uhr
Öffentliche Rechtsauskunft: jeden 1. Dienstag im Monat von 9 – 10 Uhr
Pflegestützpunkt: Offene Sprechstd. Mi. 10-12 Uhr weitere Term. n. Vereinbarung
Suchtberatung: Offene Sprechstunde: Mo. 14 – 17 Uhr u. nach Vereinbarung
Außenstelle Trappenkamp: Am Markt 9c: 
Offene Sprechstunde: Do. 14 – 17 Uhr u. nach Vereinbarung
Schuldnerberatung: Off. Sprechst.: Do. 16 – 18 Uhr u. nach Vereinbarung
Servicebüro Kindertagespflege: Mo. 9.00 – 11.00 Uhr
Schwangerenberatung, Konfliktberatung: nach Vereinbarung
Eltern- und Babysprechstunde: 1. + 3. Montag im Monat, 14.00 - 15.00 Uhr
Fachberatung gegen sex. Gewalt: nach Vereinbarung
Behördenlotse: Mi. 16.00 – 18.00 Uhr, Fr. 9.00 – 11.00 Uhr  und 13.00 – 15.00 Uhr
Wohnungsnotlagenberatung: offene Sprechstunde, Di. u. Do.  12.00 - 16.00 Uhr
Wohnungsnotlagenberatung in Trappenkamp, Am Markt 9c: jeden Do. v. 9 - 12 Uhr

Gemeinde Trappenkamp Bürgermeister Harald Krille · www.trappenkamp.de
Bürgermeistersprechstunde montags von 15.00-17.00 Uhr 
oder nach Vereinbarung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .914116
Ansprechpartner in der Verwaltung f. Trappenkamp Werner Schultz 914118
Gemeindewerke Trappenkamp (Gas, Wasser, Abwasser, Fernwärme) 
Erfurter Str. 2, Tel. 04323/805448-0; Fax: 04323/805448-17
www.gemeindewerke-trappenkamp.de
Bereitschaftsdienst/Notruf-Nr.  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .0172-9733335
Störungs- und Servicenummer Strom  . . . . . . . . . . . . . . . . .04106-6489090
Jugendzentrum Trappenkamp  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .914-145
Gemeindebücherei Trappenkamp  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .914-143
Öffnungszeiten außerhalb der Ferienzeiten: Mo. 09.00-12.00 Uhr 
+ 15.00-17.00 Uhr; Di. + Do. 10.00-13.00 Uhr + 15.00-18.00 Uhr
Sportzentrum Trappenkamp  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .2717

Notruf  . . . . . . . . . . . . . .1 10 Notruf Wasserwerk 91 98 10

... WÜRDE, 
wird bei uns

groß 
geschrieben!

Donnerstag, 28.05.2020
15:00 Uhr Rosenkranzgebet
Sonntag, 31.05.2020
11:00 Uhr Eucharistiefeier 
(Pfingstsonntag)
Kollekte: für das Hilfswerk RENO-
VABIS
Montag, 01.06.2020
11:00 Uhr Eucharistiefeier
(Pfingstmontag)
Kollekte: für die Aufgaben der
Pfarrei
Donnerstag, 04.06.2020
15:00 Uhr Rosenkranzgebet

Kath. 
Kirchengemeinde

St. Josef

TV 
Trappenkamp
www.tvtrappenkamp.de

Turnen
Hallo Mädchen von Edes Gruppe,
es geht wieder los! Ab Donners-
tag dem 28. Mai können wir wie-
der Training in der kleinen
Turnhalle ab 16.00 Uhr in der
Grundschule in Trappenkamp
machen. Eine Regel ist zu beach-
ten: ihr dürft nur in Sportzeug
zum Training kommen, da die
Umkleideräume geschlossen blei-
ben. Es werden nur die Schuhe
im Flur gewechselt. Sagt es bitte
allen weiter.

Kulturausschuss

Dorfflohmarkt fällt dies
Jahr aus

Aufgrund der Corona Pandemie
müssen wir den Dorfflohmarkt,
der für den 19.07.2020 geplant
war leider absagen. Wir hoffen
das wir Ihn im nächsten Jahr wie-
der durchführen können. Auf Ter-
minwünsche können bei einer der
nächsten Kulturausschusssitzun-
gen eingegangen werden.

Gemeinde
Stocksee

Nutzen auch Sie die Möglichkeit, 
mit Hilfe unserer Zeitung Danke zu sagen.
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Amtliche Bekanntmachungen
EINLADUNG

Hiermit lade ich Sie zur nachfolgenden Sitzung ein.
Sitzung des Werkausschusses der 

Gemeinde Trappenkamp
Donnerstag, 04.06.2020 um 18:00 Uhr

Waldschwimmbad, Trappenkamp
Tagesordnung:
Die Sitzung beginnt mit einer Besichtigung des Waldschwimm-
bades um 18.00 Uhr.
Anschließend wird die Sitzung im Bürgerhaus, Am Markt 3,
24610 Trappenkamp fortgesetzt.
BITTE BEACHTEN:
Die Mindestabstände sind jederzeit, auch im Freien, einzuhalten. 
Die Öffentlichkeit ist nur in begrenzter Anzahl zugelassen; es
besteht die Pflicht zum Tragen eines Mund-Nasen-Schutzes.
öffentlich
  1.  Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit der

Einladung und Feststellung der Anwesenheit und Beschlussfä-
higkeit

  2.  Beschlüsse zur Tagesordnung
  3.  Einwendungen zur Niederschrift der Sitzung vom 28.11.2019
  4.  Bericht des Ausschussvorsitzenden / der Gemeindewerke
  5.  Einwohnerfragezeit
  6.  Mündlicher Bericht zur Situation Waldschwimmbad
  7.  Mündlicher Bericht zu den Auswirkungen von Corona auf die

Arbeit der Gemeindewerke und den Abwasserbereich
  8.  Sachstandsbericht Solare Klärschlammentsorgung
  9.  Sonstige Angelegenheiten aus dem Zuständigkeitsbereich die-

ses Ausschusses
Es ist zu erwarten, dass Nachfolgendes unter Ausschluss der
Öffentlichkeit beraten wird.
10.  Wasserlieferungsvertrag mit der Gemeinde Bornhöved
       hier: Weiteres Vorgehen
11.  Nichtöffentliche Berichte
öffentlich
12.  Bekanntgabe der im nichtöffentlichen Teil gefassten Be-

schlüsse
gez. Axel Barkow, Vorsitzender

Bekanntmachung 
des Aufstellungsbeschlusses und der öffentlichen Auslegung
des Entwurfs einer Satzung der Gemeinde Gönnebek über die
2. Änderung einer Innenbereichssatzung nach § 34 Abs. 4 Nr.
1 und 3 Baugesetzbuch (BauGB) für das Gebiet am westlichen
Ortsrand der bebauten Bereiche der Gemeinde Gönnebek,
nördlich und südlich der Straße „Rüsch“
Die Gemeindevertretung Gönnebek hat in ihrer Sitzung am
04.03.2020 beschlossen, für das Gebiet am westlichen Ortsrand der
bebauten Bereiche der Gemeinde Gönnebek, nördlich und südlich
der Straße „Rüsch“, eine 2. Änderung der Innenbereichssatzung
nach § 34 Abs. 4 Nr. 1 und 3 BauGB aufzustellen. Durch die Aufstel-
lung der Satzung sollen zum einen innerhalb des Satzungsgebietes
die Grenzen des derzeitigen Innenbereichs festgelegt (sog. Klarstel-
lungssatzung) und zum anderen einzelne Außenbereichsflächen
aufgrund der baulichen Prägung in den Innenbereich einbezogen
werden (sog. Ergänzungssatzung).  
Der Aufstellungsbeschluss wird hiermit bekanntgemacht. 
Der von der Gemeindevertretung Gönnebek in der Sitzung am
04.03.2020  gebilligte und zur Auslegung bestimmte Entwurf der Sat-
zung  und  die Begründung liegen vom 08.06.2020 bis 08.07.2020
in der Amtsverwaltung Bornhöved, Am Markt 3, 24610 Trappenkamp,
Zimmer A28, während der folgenden Öffnungszeiten

montags von 13.30 Uhr bis 17.30 Uhr,
mittwochs, donnerstags 
und freitags von 8.30 Uhr bis 12.00 Uhr  
sowie nach Terminvereinbarung

zu jedermanns Einsicht öffentlich aus.  Anlässlich der Beschränkun-
gen aufgrund der Corona-Pandemie ist derzeit jedoch ein Betreten
der Amtsverwaltung während der Öffnungszeiten nur mit vorheriger
Terminabsprache möglich. 
Der Termin kann online unter www.amt-bornhoeved.de, per Email:
bauleitplanung@amt-bornhoeved.de oder telefonisch unter der Ruf-
nummer 04323/9077-57 vereinbart werden. Es können auch Ter-
mine außerhalb der o. g. Öffnungszeiten vereinbart werden.
Zusätzlich sind der Inhalt dieser Bekanntmachung und die nach § 3
Abs. 2 S. 1 BauGB auszulegenden Unterlagen im Internet unter
Adresse „www.amt-bornhoeved.de“ und dort unter Rubrik Bauleit-
planung/Städtebauliche Satzungen eingestellt und über den Digita-
len Atlas Nord des Landes Schleswig-Holstein zugänglich.  
Eine Umweltprüfung wird nicht durchgeführt. 
Während der Auslegungsfrist können alle an der Planung Interes-
sierten die Planunterlagen einsehen sowie Stellungnahmen hierzu
schriftlich oder während der Dienststunden zur Niederschrift oder
per E-Mail an bauleitplanung@amt-bornhoeved.de abgeben.
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Be-
schlussfassung über die Satzung unberücksichtigt bleiben, wenn
die Gemeinde den Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müs-
sen und deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit der Satzung nicht von
Bedeutung ist. 
Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grund-
lage der Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe e der Datenschutzgrundver-
ordnung (DSGVO) in Verbindung mit § 3 BauGB und dem
Landesdatenschutzgesetz. Sofern Sie Ihre Stellungnahme ohne Ab-
senderangaben abgeben, erhalten Sie keine Mitteilung über das Er-
gebnis der Prüfung. Weitere Informationen entnehmen Sie bitte
dem Formblatt „Informationspflichten bei der Erhebung von Daten
im Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung nach dem BauGB (Artikel
13 DSGVO), das mit ausliegt. 
Trappenkamp, den  15.05.2020
Für die Gemeinde Gönnebek bekanntgemacht: 
Amt Bornhöved 
Der Amtsvorsteher

Lageplan mit Darstellung des Geltungsbereichs des Entwurfs der
Satzung der Gemeinde Gönnebek über die 2. Änderung einer In-
nenbereichssatzung nach § 34 Abs. 4 Nr. 1 und 3 Baugesetzbuch
(BauGB) für das Gebiet am westlichen Ortsrand der bebauten Be-
reiche der Gemeinde Gönnebek, nördlich und südlich der Straße
„Rüsch“

Satzung der Gemeinde Bornhöved
über die Abwasserbeseitigung

(Abwasserbeseitigungssatzung)
Auf Grund der §§ 4 und 17 der Gemeindeordnung für Schleswig-
Holstein (Gemeindeordnung-GO-) in der Fassung vom 28. Februar
2003 (GVOBl. S-H 2003, 57), zuletzt geändert durch Gesetzes
vom 4. Januar 2018 (GVOBl. S-H 2018, 6) ,und der §§ 44 Abs. 3,
45 Wassergesetz des Landes Schleswig-Holstein in der Fassung
vom 13. November 2019 (GVOBl. S-H 2019, 425), wird mit Geneh-
migung der Wasserbehörde gem. §45 Abs. 1 LWG SH vom
29.01.2020   nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertre-
tung der Gemeinde Bornhöved am 25.04.2019 folgende Satzung
erlassen. 
Inhalt
§ 1 Allgemeines 2
§ 2 Abwasserbeseitigungskonzept 2
§ 3 Begriffsbestimmungen 3
§ 4 Übertragung der Schmutzwasserbeseitigungspflicht 4
§ 5 Übertragung der Niederschlagswasserbeseitigungspflicht 5
§ 6 Anschluss- und Benutzungsrecht 6
§ 7 Ausschluss und Begrenzung des Anschlussrechts 7
§ 8 Ausschluss und Begrenzung des Benutzungsrechts 8
§ 9 Anschluss- und Benutzungszwang 12
§ 10 Befreiung vom Anschluss- oder Benutzungszwang 13
§ 11 Anschlussgenehmigung 14
§ 12 Grundstücksentwässerungsanlagen 15
§ 13 Betrieb und Überwachung 

der Grundstücksentwässerungsanlagen 17
§ 14 Sicherung gegen Rückstau 18
§ 15 Indirekteinleiterkataster 19
§ 16 Grundstücksbenutzung 19
§ 17 Anschlusskanal 20
§ 18 Anzeigepflichten 21
§ 19 Vorhaben des Bundes und des Landes 21
§ 20 Befreiungen 21
§ 21 Betriebsstörungen, Haftung 22
§ 22 Altanlagen 22
§ 23 Entgelte für Abwasserbeseitigung 23
§ 24 Kostenerstattung 23
§ 25 Datenschutz 23
§ 26 Ordnungswidrigkeiten 24
§ 27 Inkrafttreten 25

§ 1 Allgemeines
1) Die Gemeinde Bornhöved ist gem. §44 Landeswassergesetz
Schleswig-Holstein und dem Wasserhaushaltsgesetz zur Ab-
wasserbeseitigung verpflichtet. 

2) Die Gemeinde betreibt zur unschädlichen Beseitigung des Ab-
wassers (Schmutz- und Niederschlagswasser) jeweils eine
rechtlich selbständige öffentliche Einrichtung 
a. zur zentralen Schmutzwasserbeseitigung
b. zur zentralen Niederschlagswasserbeseitigung.
c. zur dezentralen Niederschlagswasserbeseitigung

3) Eine Einrichtung zur dezentralen Schmutzwasserbeseitigung
unterhält die Gemeinde nicht. Das Einsammeln und Abfahren
des in Kleinkläranlagen anfallenden Schlammes und des in ab-
flusslosen Gruben gesammelten Abwassers und die Einleitung
und Behandlung in Abwasseranlagen hat die Gemeinde auf den
Wegezweckverband der Gemeinden des Kreises Segeberg
übertragen.

4) Art, Lage und Umfang der öffentlichen Abwasseranlagen sowie
den Zeitpunkt ihrer Herstellung, ihres Aus- und Umbaus sowie
ihrer Beseitigung bestimmt die Gemeinde im Rahmen der ihr ob-

liegenden Abwasserbeseitigungspflicht unter Berücksichtigung
ihrer wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit. 

5) Ein Rechtsanspruch auf Herstellung, Erweiterung oder Änderung
der öffentlichen Einrichtung besteht nicht.

6) Die Gemeinde kann zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach dieser Sat-
zung Anlagen und Einrichtungen Dritter in Anspruch nehmen oder
die Abwasserbeseitigung ganz oder teilweise durch Dritte vorneh-
men lassen.

§ 2 Abwasserbeseitigungskonzept
Die Gemeinde hat ein Abwasserbeseitigungskonzept aufgestellt.
Dieses ist einschließlich seiner Anlagen als Anlage 1 dieser Satzung
beigefügt und Bestandteil dieser Satzung. Die Ausdehnung der öf-
fentlichen Einrichtungen der Gemeinde Bornhöved zur Abwasser-
beseitigung ist im Abwasserbeseitigungskonzept nebst Anlagen
beschrieben. Die als Anlagen dem Abwasserbeseitigungskonzept
beigefügten Pläne stellen die Grundstücke dar, deren Eigentümern
oder sonst Verpflichteten die Gemeinde die Abwasserbeseitigungs-
pflicht ganz oder teilweise übertragen hat oder mit dieser Satzung
überträgt.

§ 3 Begriffsbestimmungen
1) Abwasser im Sinne dieser Satzung ist 

a. Wasser, das durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaft-
lichen oder sonstigen Gebrauch verunreinigt oder sonst in sei-
nen Eigenschaften verändert ist (Schmutzwasser). Als
Schmutzwasser gilt auch 

aa. das Niederschlagswasser von bebauten und befestigten Flä-
chen, dass wegen Verunreinigung in Abwasseranlagen einge-
leitet werden muss. 

a.b. die aus Anlagen zum Behandeln, Lagern und Ablagern von
Abfällen austretenden und gesammelten Flüssigkeiten

b.   das von Niederschlägen aus dem Bereich von bebauten oder
befestigten Flächen gesammelt abfließende Wasser (Nieder-
schlagswasser)

2) Die Abwasserbeseitigung im Sinne dieser Satzung umfasst 
a. das Sammeln, Fortleiten, Behandeln und Einleiten, Versickern,
Verregnen und Verrieseln von Abwasser,

b. dessen Einleitung und Behandlung in Abwasseranlagen.
3) Zur jeweiligen zentralen öffentlichen Abwasserbeseitigungsein-
richtung gehören - ohne Rücksicht auf ihre technische Selbstän-
digkeit - alle Abwasserbeseitigungsanlagen, die die Gemeinde für
den Zweck der unschädlichen Abwasserbeseitigung selbst vor-
hält, benutzt oder finanziert. Zentrale Abwasserbeseitigungsan-
lagen sind insbesondere Schmutzwasserkanäle (auch als
Druckrohrleitungen), Regenwasserkanäle, Reinigungs- und Kon-
trollschächte, Pumpstationen, Messstationen, Kläranlagen und
Klärteiche sowie alle Mitbenutzungsrechte an solchen Anlagen.
Zu den Anlagen für die zentrale Abwasserbeseitigung gehören
auch:
a. offene und verrohrte Gräben sowie solche Gewässer, die auf-
grund der vorgeschriebenen wasserrechtlichen Verfahren Be-
standteile einer Abwasserbeseitigungseinrichtung geworden
sind,

b. die von Dritten errichteten und unterhaltenen Anlagen und Ein-
richtungen, wenn sich           die Gemeinde ihrer zur Abwasser-
beseitigung bedient und zu ihrer Finanzierung beiträgt. 

c. Einrichtungen auf dem Grundstück für eine Druckentwässe-
rung bei Grundstücken, die nicht direkt durch Einleitung in eine
vor dem Grundstück liegende Hauptleitung entwässern kön-
nen, mit Ausnahme des hierfür erforderlichen Stromanschlus-
ses

4) Die Grundstücksanschlusskanäle vom Straßenkanal bis zur
Grundstücksgrenze sind Bestandteile der öffentlichen Einrichtung
zur zentralen Abwasserbeseitigung. 

5) Grundstücksanschluss (Grundstücksanschlusskanal) ist die Ver-
bindungsleitung vom öffentlichen Abwasserkanal (Sammler) bis
zur Grenze des zu entwässernden Grundstücks nach Maßgabe
des § 18 dieser Satzung, ohne Kontrollschacht und Leitungen auf
dem Grundstück. Für Hinterliegergrundstücke endet der Grund-
stücksanschluss ebenfalls an der nach Satz 1 bestimmten Über-
gabestelle bei dem an der Straße anliegenden Grundstück.

6) Grundstücksentwässerungsanlagen sind Einrichtungen und An-
lagen, die der Sammlung, Speicherung, Vorbehandlung, Prüfung
und Ableitung des Abwassers in Gebäuden und auf Grundstük-
ken bis zum Grundstücksanschluss dienen. Dazu gehören insbe-
sondere Leitungen, die im Erdreich oder im Fundamentbereich
verlegt sind und das Abwasser über den Grundstücksanschluss
dem öffentlichen Sammler in der Straße zuführen; ggf. auch
Kleinkläranlagen und abflusslose Sammelgruben auf dem zu ent-
wässernden Grundstück (Hauskläranlage). 

7) Grundstück im Sinne dieser Satzung sind Grundstücke im grund-
buchrechtlichen Sinne. Darüber hinaus gilt als ein Grundstück alle
Grundstücke, des gleichen Grundstückseigentümers, die auf-
grund ihrer gemeinsamen Nutzung eine wirtschaftliche Einheit bil-
den.

8) Grundstückseigentümer ist, wer im Grundbuch als Eigentümer
eingetragen ist. Ihm gleichgestellt sind Erbbauberechtigte oder
sonst dinglich zur Nutzung des Grundstückes Berechtigte. 
§ 4 Übertragung der Schmutzwasserbeseitigungspflicht

1) Wenn der Gemeinde die Übernahme des Schmutzwassers tech-
nisch oder wegen der unverhältnismäßigen Kosten nicht möglich
ist, kann sie den Grundstückseigentümern die Beseitigung durch
Kleinkläranlagen vorschreiben (§45 Abs. 2 LWG-SH). In den der
Anlage beiliegenden Plänen SW1, SW2 und SW3 ist dargestellt,
für welche Grundstücke eine Beseitigungspflicht des Schmutz-
wassers durch Kleinkläranlagen besteht. Den Eigentümern oder
sonst Berechtigten dieser Grundstücke wird die Schmutzwasser-
beseitigungspflicht übertragen; die Eigentümer dieser Grund-
stücke haben das auf dem Grundstück anfallende häusliche
Schmutzwasser durch Kleinkläranlagen zu beseitigen; es besteht
kein Anschluss- und Benutzungsrecht gem. § 6 dieser Satzung.
Für diese Grundstücke gelten die Regelungen des Wegezweck-
verbandes der Gemeinden des Kreises Segeberg über die de-
zentrale Schmutzwasserbeseitigung. 

2) Die Verpflichtung der Gemeinde zur Beseitigung des in Kleinklär-
anlagen anfallenden Schlamms und des in abflusslosen Gruben

Fortsetzung auf Seite 4
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Fahrten für alle Anlässe · Personen- und Kurierfahrten
Dialyse- und Bestrahlungsfahrten

Krankentransporte sitzend (alle Kassen)

Inh. S. Bartelt

Zimmerei Detlef Kaack · Moderne Bauelemente
Hermannstädter Str. 27c
24610 Trappenkamp

l Zimmererarbeiten
l Innenausbau
l Fassadenverkleidung
l Fenster, Rolladen, Markisen

% 04323/2418

Bauelemente aller Art
Kuhberg 27 · 24619 Bornhöved

Tel. 0 43 23 / 64 54
Fax 04323/6119 · www.Kurt-Starke.de

JAHRE
Kurt Starke 70

Garagentor

Aus gesundheitlichen Gründen (Augen) 
muss ich nun nach 47 Jahren meinen Beruf aufgeben.

Ich möchte mich ganz herzlich für die lange Zeit 
bei meiner treuen Kundschaft bedanken.

Ihre Dipl.-Kosmetikerin Ursula David
Wendenstraße 36, 24619 Bornhöved

Alles Gute für Sie!

Herausgeber:

khm-verlag
Zeitungsverlag und Offsetdruckerei

Geschäftsstelle:
Bösterredder 9, 24601 Wankendorf
Tel. 0 43 26 / 6 18, Fax 18 99
mail: khm-verlag@t-online.de

Erscheinungsweise:
Wöchentlich (jeden Donnerstag).
Der Vetrieb erfolgt auftragsgemäß unter 
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AUFRUF an ALLE Bürger von Bornhöved!
Am 28.05. findet die nächste 

Gemeindevertretersitzung statt - 20:00 Aula
der Sventana Schule.

STRASSENBAUBETRÄGE betreffen uns
ALLE! Irgendwann ist JEDER von uns 

dran - auch die Anwohner von Kreis- und 
Landesstraßen!

Nur wenn VIELE Bürger von Bornhöved dort
erscheinen, werden wir auch wahrgenommen!

Bürgerinitiative STRABO

„Es soll nicht durch Heer oder
Kraft, sondern durch meinen
Geist geschehen, spricht der
Herr Zebaoth“ Sacharja 4, 6b

Gottesdienste und Gemeinde-
veranstaltungen:
Gottesdienst, Pfingstsonntag,
31.05.2020, 10:00 Uhr, Vicelin-
Kirche St. Jakobi, 10:00 Uhr, Pa-
storin Egener
Gottesdienst, Pfingstmontag,
31.05.2020, 10:00 Uhr, Vicelin-
Kirche St. Jakobi
10:00 Uhr, Pastorin Egener
Bitte beachten Sie für die Teil-
nahme am Gottesdienst folgende
Hinweise:
Bis zu 25 Personen können in die
Kirche eingelassen werden. 
Bitte tragen Sie einen Mund-
Nase-Schutz.
Offene Andachtsstelle an

der Kirche:
Die Andachtsstelle zum persönli-
chen Gottesdienst an der Kirche
lädt täglich an 24 Stunden zu An-
dacht und Gebet ein. Gott feiert
ihn auf jeden Fall. Wir sind einge-
laden mitzufeiern. Unser Glaube
verbindet uns. Im Singen und
Beten, im Anrufen und Schreiben,
im Fragen: „Wie geht es Dir?“
oder in der Zusage: „Ich bete für
dich.“ sind wir vereint. Achten Sie
auf sich und Ihre Nachbarn und
Menschen, die Hilfe brauchen.
Falls Sie Ihre Hilfe anbieten wol-
len, dann melden Sie sich unter:
weinbrenner@kirchengemeinde-
bornhoeved.de oder egener@kir-
chengemeinde-bornhoeved.de
Alle anderen Gemeindeveranstal-
tungen, Chöre und Kreise fallen
bis auf Weiteres aus. Wir bedau-
ern dies sehr. Aber wir unterstüt-
zen aus voller Überzeugung
folgende Maßgabe: Sicherheit
geht vor! Wir empfehlen Ihnen
Gottesdienste im Radio, im Fern-
sehen oder unter #digitalekirche.
Brauchen Sie selbst etwas?
Dann melden Sie sich unter
04323-901211 im Kirchenbüro
oder unter 04323-901215 bei
Pastorin Annett Weinbrenner.
Gemeinsam sind wir stark.

Erzähl Deine 
„Corona-Geschichte“

Die Welt ist aktuell durch ein
Thema verbunden: die Corona-
krise. Das Virus verändert unser
Leben und unseren Alltag. Doch
jeder Mensch erlebt dies anders.
Einige Menschen spüren tiefe
Ängste und Sorgen, nachts rau-
ben sie den Schlaf. Andere erfin-
den sich ganz neu. Plötzlich tun
sie Dinge, die vorher unmöglich
schienen. Einige lernen die Worte
„Langeweile“ und „Zeit haben“
ganz neu kennen. Andere hinge-
gen wissen nicht, was sie als er-
stes machen sollen, weil sooo viel
zu tun ist. Und wieder andere er-
leben in dieser Krise vielleicht un-
geahnt Liebevolles, Witziges und

Hoffnungsvolles? Hinter all diesen
unterschiedlichen Erfahrungen
stecken Geschichten. Erzähl uns
Deine! 
Schreib uns einen Brief oder eine
E-mail, was Du in dieser außerge-
wöhnlichen „Coronazeit“ erlebst.
(Kirchengemeinde Bornhöved,
Stichwort „Corona-Geschichte“,
Am Alten Markt 16, 24619 Born-
höved oder an egener@kirchen-
gemeinde-bornhoeved.de /
weinbrenner@kirchengemeinde-
bornhoeved.de )
Unsere Idee: Irgendwann feiern
wir wieder gemeinsam und wer
weiß, vielleicht dürfen dann all
Eure Geschichten die Bühne be-
treten … bleibt wohl auf an Leib
und Seele! 
Eure Pastorinnen Ulrike Egener

& Annett Weinbrenner 
Anmeldungen 

zur Konfirmation 2021
Ab sofort können sich Jugendli-
che, die im Jahr 2021 konfirmiert
werden möchten
und zu diesem Zeitpunkt 14 Jahre
alt sind, sich auf folgendem Wege
anmelden:
Die Anmeldung kann durch E-Mail
erfolgen:  kirchenbuero@kirchen-
gemeinde-bornhoeved.de
Das erforderliche Anmeldeformu-
lar kann auf unserer Web-Seite :
www.kirchengemeinde-bornhoe-
ved.de heruntergeladen werden.
Es ist auch eine telefonische An-
meldung während der sonst übli-
chen Öffnungszeiten des
Kirchenbüros möglich unter der
Telefonnummer 04323-901211. 

Öffnung Kirchenbüro
Das Kirchenbüro ist wieder zu
den üblichen Öffnungszeiten ge-
öffnet. Vieles lässt sich aber auch
kontaktlos regeln per Telefon oder
Mail. Die Eingangstür wird ver-
schlossen sein; bitte klingeln Sie.
Zur Einhaltung des Abstandsge-
botes können max. 2  Personen
zurzeit eingelassen werden und
es ist ein Mund-Nase-Schutz zu
tragen.
So erreichen Sie uns:
Kirchenbüro - Tel. 04323-901211,
Mail- kirchenbuero@kirchenge-
meinde-bornhoeved.de, Fax
04323-901217, Sprechzeiten:
Mo- Mi + Fr von 10:00 bis 12:00
Uhr oder nach Absprache.
Pastorin Egener - 04323-901214
Pastorin Weinbrenner- 04323-
901215
Frau Rochau - 04323-901212
Vicelin-Kindergarten Bornhöved,
Frau Stumpf, 04323-6464
Friedhofsverwaltung - Tel. und
Fax 04323-6770, Öffnungszeiten
in der Friedhofsverwaltung: Mo.
14-15 Uhr, Mi.+ Fr. 9-10 Uhr,
wenn möglich, bitte nach vorheri-
ger telefonischer Anmeldung
04323/6770.
Ausführliche Hinweise zur tele-
fonischen Erreichbarkeit finden
Sie im Gemeindebrief.

Ev.-Luth.
Kirchengemeinde Bornhöved

Skat, Kniffel und Spiel 66
Vereinsmeister stehen fest und
wie geht es weiter?
Die Corona-Pandemie hat es uns
leider nicht möglich machen las-
sen unsere letzten Treffen und
Aufholjagden durch führen zu
können. Wir hoffen aber das Ihr
alle gesund seid. Dadurch stehen
die Vereinsmeister fest, aber wer
es ist wird erst auf der JHV des
TSV Stocksees verraten. Es bleibt
also ein bisschen spannend. Aber
wie geht es nun in die Saison
2020/2021? Da wir im Mai noch
nicht wieder offiziell starten dür-
fen, starten wir in unsere Som-
merpause. Also sehen wir uns
hoffentlich am 19.09.2020 wieder.
Sollte uns das viel zu weit weg
sein und offiziell steht nichts dage-
gen, melden wir uns bei euch und
kündigen einen früheren Termin
im Blickpunkt an.

TSV 
Stocksee

Zwei Wildgänsekücken, stets zwi-
schen dem Elternpaar, sind mo-
mentan die Hingucker auf dem
Dorfteich in Gönnebeker. „Das
Schauspiel lädt vorbeikommende
Füßgänger und Fahrradfahrer ge-
radezu ein, einen Augenblick auf
einer der Bänke am Dorfteich zu
verweilen”, freut sich Bürgermei-
ster Knut Hamann. 
„Die Wildgänse sind irgendwann
da gewesen und nach einiger Zeit
war das Elternpaar mit sechs Jun-
gen am Teich zu beobachten,”
sagte Reinhard Rönnau. Der

Landwirt hat seinen Betrieb in un-
mittelbarer Nähe am Dorfteich.
Der Bestand der Jungtieren redu-
zierte sich jedoch auf unerklärliche
Weise, bis auf die noch lebenden
zwei Tiere. Rönnau tippt anhand
von Verbissspuren auf einen Mar-
der als Übertäter. 
Bis zur Flugreife der Jungtiere
bleiben dem stillen Betrachter je-
doch noch viele erfreuliche Mo-
mente mit dem Betrachten der
Wildgänse am Dorfteich in Gönne-
bek. 
                    Text/Foto: W. Stöwer

Wildgänsekücken auf dem Dorfteich

Gemeinde Gönnebek

Die

informiert...
Liebe Mitglieder unserer VHS
Trappenkamp/Bornhöved und
Teilnehmer/innen unserer Kurse!
Unsere Sportkurse dürfen drau-
ßen wieder unter den vorge-
schriebenen Hygienemaß-
nahmen und Auflagen stattfin-
den. Informieren Sie sich gerne
im vhs-Büro. Auch der Einzel-
unterricht für Schlagzeug und
Gitarre hat wieder begonnen.
Leider können auch wir zurzeit
noch nicht sagen, wann und in
welcher Form unsere indoor-
Kurse wieder stattfinden können.
Unsere Dozenten werden Sie in-
formieren!
Über unsere Aushänge und im
„Blickpunkt“ informieren wir Sie
über neueste Beschlüsse ebeb-
falls. Im Büro sind wir weiterhin am
Dienstag und am Donnerstag
unter 3404 und per Mail zu errei-
chen.
info@vhs-trappenkamp-bornhoe-
ved.de
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Amtliche Bekanntmachungen
über den Anschluss und die Benutzung wie bei eigenen Anla-
gen verfügen kann.

4) Ist der Grundstückseigentümer nicht zum Anschluss seines
Grundstückes berechtigt, kann die Gemeinde durch Vereinba-
rung den Anschluss zulassen und ein Benutzungsverhältnis be-
gründen.
§ 7 Ausschluss und Begrenzung des Anschlussrechts

1) Die Gemeinde kann mit Zustimmung der Wasserbehörde den
Anschluss an die zentrale öffentliche Abwassereinrichtung
ganz oder teilweise, widerruflich oder befristet versagen, wenn 
a. das Abwasser wegen seiner Art und Menge nicht zusammen

mit dem in Haushalten anfallenden Abwasser beseitigt wer-
den kann oder

b. eine Übernahme des Abwassers technisch nicht möglich
oder wegen des unverhältnismäßig hohen Aufwands nicht
vertretbar ist.

c. eine wasserrechtliche Erlaubnis nicht vorliegt oder nicht zu
erwarten ist. 

2) Der Versagungsgrund nach Absatz 1 entfällt, wenn der Grund-
stückseigentümer sich schriftlich verpflichtet, der Gemeinde zu-
sätzlich zu den sich gemäß den Regelungen der
Abwassergebührensatzung für das Grundstück ergebenden
Entgelten die durch den Anschluss oder erforderliche beson-
dere Maßnahmen entstehenden Mehraufwendungen und -ko-
sten zu ersetzen und auf Verlangen dafür Sicherheit zu leisten.
Soweit Rechte zur Verlegung der Leitung über Grundstücke
Dritter erforderlich sind, sind sie dinglich oder durch Baulast zu
sichern.

3) Die Gemeinde kann bei gewerblichem oder industriellem Ab-
wasser auf der Grundlage der allgemein anerkannten Regeln
der Abwassertechnik Einleitungsbedingungen festsetzen, die
die Schädlichkeit des Abwassers vor der Einleitung in die Ab-
wasseranlage vermindern oder seine Abbaufähigkeit verbes-
sern. Sie kann zu diesem Zweck den Einbau von Messgeräten
und anderen Selbstüberwachungseinrichtungen sowie eine
Vorbehandlung oder eine Rückhaltung (Speicherung) des Ab-
wassers verlangen. 

4) Die Gemeinde kann unter den Voraussetzungen des Abs.1 den
Grundstückseigentümer oder sonstigen Berechtigten die Be-
seitigung des Schmutzwassers durch eine Kleinkläranlage vor-
schreiben.
§ 8 Ausschluss und Begrenzung des Benutzungsrechts

1) Die zur zentralen oder dezentralen öffentlichen Abwasserbe-
seitigung bestimmten Abwasseranlagen dürfen nur entspre-
chend ihrer Zweckbestimmung und nach den Vorschriften
dieser Satzung benutzt werden. Das Benutzungsrecht ist aus-
geschlossen, soweit der Grundstückseigentümer zur Abwas-
serbeseitigung verpflichtet und die Gemeinde von der
Abwasserbeseitigungspflicht befreit ist. 

2) Abwasser darf in den nach Trennverfahren entwässerten Ge-
bieten nur in den dafür vorgesehenen Abwasserkanal eingelei-
tet werden.

3) In die öffentlichen Abwasseranlagen darf nur Abwasser einge-
leitet werden, das so beschaffen ist, dass dadurch nicht 
a. die Anlage oder die angeschlossenen Grundstücke gefähr-

det oder beschädigt werden können,
b. die Beschäftigten gefährdet oder ihre Gesundheit beein-

trächtigt werden können,
c. die Möglichkeit einer Verwertung des Klärschlamms beein-

trächtigt wird,
d. der Betrieb der Abwasserbehandlung erschwert, behindert

oder beeinträchtigt wird, 
e. die Funktion der Abwasseranlage so erheblich gestört wer-

den kann, dass dadurch die Anforderungen an die Einlei-
tungserlaubnis nicht eingehalten werden können, oder 

f. sonstige schädliche Auswirkungen auf die Umwelt, insbeson-
dere die Gewässer, eintreten.

4) Ausgeschlossen ist insbesondere die Einleitung von
a. Stoffen, die Leitungen verstopfen können, z.B. Feucht-,

Vlies-, Textiltücher, Schutt, Sand, Asche, Kehricht, Lumpen,
Dung, Schlacht- und Küchenabfälle; auch wenn diese Stoffe
zerkleinert wurden

b. Abwasser, das schädliche Ausdünstungen, Gase oder
Dämpfe verbreiten kann,

c. Abwasser, das die Baustoffe der öffentlichen Abwasseranla-
gen angreift oder die biologischen Funktionen schädigt,

d. infektiösen Stoffen und Medikamenten,
e. Farbstoffen, soweit sie zu einer deutlichen Verfärbung des

Abwassers in der Kläranlage oder im Gewässer führen,
f. festen Stoffen, auch in zerkleinerter Form, wie Schutt, Asche,

Glas, Sand, Müll, Schlacht- oder Küchenabfälle, Fasern,
Kunststoffe, Textilien, Feucht-, Vlies-, Textiltücher, grobes Pa-
pier, Dung u. ä., auch wenn diese Stoffe zerkleinert worden
sind,

g. Kunstharz, Lacke, Lösungsmittel, Latexreste, Zement, Kalk-
hydrat, Gips, Mörtel, flüssige und später erhärtende Abfälle
sowie Bitumen und Teer und deren Emulsionen;

h. Räumgut aus Leichtstoff- und Fettabscheidern;
i. Jauche, Gülle, Mist, Silagesickersaft, Schlachtabfälle, Blut

und Molke;
j. Kaltreinigern, die chlorierte Kohlenwasserstoffe enthalten

oder die die Ölabscheidung verhindern;
k. Absetzgut, Schlämmen oder Suspensionen aus Vorbehand-

lungsanlagen, Räumgut aus Kleinkläranlagen und Abortan-
lagen;

l. feuergefährlichen, explosiven, giftigen, fett- oder ölhaltigen
Stoffen, wie z.B. Benzin, Heizöl, Schmieröl, tierische und
pflanzliche Öle und Fette einschließlich des durch diese
Stoffe verunreinigten Waschwassers;

m. radioaktiven Stoffen,
n. Säuren und Laugen
o. Stoffen oder Stoffgruppen, die wegen der Besorgung einer

Giftigkeit, Langlebigkeit, Anreicherungsfähigkeit oder einer
krebserzeugenden, fruchtschädigenden oder erbgutverän-
dernden Wirkung als gefährlich zu bewerten sind; 

p. Abwasser aus Betrieben, insbesondere Laboratorien, in
denen mit gentechnisch verändertem organischem Material
gearbeitet wird; 

anlagen anfallenden Schlamms und des in abflusslosen Gru-
ben gesammelten Abwassers (dezentrale Abwasserbeseiti-
gung) ist auf den Wegezweckverband der Gemeinden des
Kreises übertragen worden, dessen Regelungen insoweit gel-
ten.

3) Soweit dem Grundstückseigentümer oder sonst Berechtigten
eine Genehmigung über eine anderweitige Entsorgung des
Schmutzwassers erteilt wurde, wird ihm die Schmutzwasser-
beseitigungspflicht übertragen. Die Eigentümer / Berechtigten
dieser Grundstücke haben das auf dem Grundstück anfallende
häusliche Schmutzwasser entsprechend der Genehmigung zu
beseitigen; es besteht kein Anschluss- und Benutzungsrecht
gem. § 6 dieser Satzung. 

4) Soweit die Gemeinde entsprechend ihrem Abwasserbeseiti-
gungskonzept die Pflicht zur Beseitigung von Abwasser aus ge-
werblichen Betrieben oder anderen Anlagen überträgt, gilt
diese Satzung nicht, insbesondere besteht kein Anschluss- und
Benutzungsrecht nach § 6 dieser Satzung.
§ 5 Übertragung der Niederschlagswasserbeseitigungs-

pflicht
1) In den der Anlage beigefügten Plänen RW1, RW2 und RW3 ist

dargestellt, für welche Grundstücke die Gemeinde eine zen-
trale Einrichtung zur Beseitigung des Niederschlagswassers
bereithält und für welche Grundstücke die Gemeinde keine
zentrale (leitungsgebundene) Einrichtung zur Niederschlags-
wasserbeseitigung bereithält. 

2) Soweit die Gemeinde eine zentrale Niederschlagswasserbe-
seitigungsanlage im Trennsystem bereitstellt, überträgt sie den
Grundstückseigentümern hiermit die Niederschlagswasserbe-
seitigung.

3) Soweit eine Übertragung nach den vorstehenden Regelungen
erfolgt ist, ist der Grundstückseigentümer für das auf seinem
Grundstück anfallende Niederschlagswasser beseitigungs-
pflichtig. Die Grundstücke, auf die nach Satz 1 die Pflicht zur
Niederschlagswasserbeseitigung übertragen wird, sind in dem
als Anlage beigefügten Plänen RW1, RW2 und RW3 gekenn-
zeichnet.

4) Soweit die Gemeinde für Grundstücke eine zentrale Nieder-
schlagswasserbeseitigung im Mischsystem vorhält und be-
treibt, überträgt sie Eigentümern von Grundstücken unter den
Voraussetzungen des Abs. 2 hiermit die Pflicht zur Nieder-
schlagswasserbeseitigung. Dies gilt unabhängig davon, ob ein
Grundstücksanschluss besteht. Die Grundstücke, auf die nach
Satz 1 die Pflicht zur Niederschlagswasserbeseitigung übertra-
gen wird, sind in dem als Anlage beigefügten Plänen RW1,
RW2 und RW3 gekennzeichnet.

5) Soweit die Gemeinde für Grundstücke keine Einrichtung zur
Niederschlagswasserbeseitigung vorhält und betreibt, über-
trägt sie Eigentümern von Grundstücken hiermit die Pflicht zur
Niederschlagswasserbeseitigung. Dies gilt unabhängig davon,
ob ein Grundstücksanschluss besteht. Die Grundstücke, auf
die nach Satz 1 die Pflicht zur Niederschlagswasserbeseitigung
übertragen wird, sind in dem als Anlage beigefügten Plänen
RW1, RW2 und RW3 gekennzeichnet.

6) In den Fällen der Übertragung der Pflicht zur Niederschlags-
wasserbeseitigung gem. Abs. 2, 3, 4, 5 ist das Niederschlags-
wasser auf den Grundstücken zu versickern oder zu verrieseln.
Bei der Bemessung, der Ausgestaltung und dem Betrieb der
Versickerungsanlage sind die allgemein anerkannten Regeln
der Technik zu beachten. Die für die Versickerung oder Verrie-
selung erforderlichen Flächen mit ausreichender Versicke-
rungsfähigkeit ohne Ableitung auf öffentliche Flächen oder
Nachbargrundstücke sind auf Anforderung nachzuweisen.
Dabei ist hinsichtlich der anfallenden Niederschlagsmengen
von den in der Gemeinde üblichen Starkregenereignissen (Ge-
witterregen) auszugehen. Soweit die ausreichende Versicke-
rungsfähigkeit nachgewiesen wurde, besteht kein Anschluss-
und Benutzungszwang gem. §9 dieser Satzung. Das An-
schluss- und Benutzungsrecht gemäß §§6, 7 bleibt bestehen.

7) Die Grundstückseigentümer haben alle Veränderungen auf
Ihrem Grundstück, die sich auf die Niederschlagswasserbesei-
tigung auswirken, insbesondere Versickerungen, die nicht
mehr erlaubnisfrei sind, Grundstücksteilungen oder Verände-
rungen der Versickerungsfähigkeit des Bodens, unverzüglich
mitzuteilen. Die Gemeinde behält sich die Rücknahme der
Übertragung der Beseitigungspflicht vor. 

§ 6 Anschluss- und Benutzungsrecht
1) Jeder Grundstückseigentümer eines im Gebiet der Gemeinde

liegenden Grundstücks ist vorbehaltlich der Einschränkungen
in dieser Satzung berechtigt, von der Gemeinde zu verlangen,
dass sein Grundstück an die bestehende öffentliche Abwasser-
anlage angeschlossen wird. Dieses Recht erstreckt sich nur auf
solche Grundstücke, für die die Gemeinde abwasserbeseiti-
gungspflichtig ist und die im Einzugsbereich eines betriebsfer-
tigen Abwasserkanales liegen. Bei Abwasserableitung über ein
fremdes Grundstück ist ein gesichertes Leitungsrecht (z.B.
dingl. Sicherung oder Baulast) notwendig. Ist die Gemeinde für
das Niederschlagswasser beseitigungspflichtig und besteht
kein betriebsfertiger Niederschlagswasserkanal (Misch- oder
Trennsystem) besteht ein Recht zur Versickerung oder Einlei-
tung in ein Gewässer nur nach Maßgabe der der Gemeinde er-
teilten wasserrechtlichen Erlaubnis. 

2) Nach der betriebsfertigen Herstellung des öffentlichen Abwas-
serkanales einschließlich des Grundstücksanschlusskanals hat
der Anschlussberechtigte vorbehaltlich der Einschränkungen
in dieser Satzung das Recht, die auf seinem Grundstück anfal-
lenden Abwässer in die öffentliche Abwasseranlage einzuleiten
bzw. dieser zuzuführen, wenn und soweit nicht anderweitige
Rechtsvorschriften die Einleitung oder Zuführung einschränken
oder verbieten (Benutzungsrecht). Dies gilt auch für sonstige
zur Nutzung eines Grundstückes oder einer baulichen Anlage
Berechtigte. Im Falle des Abs.1 Satz 4 besteht ein Nutzungs-
recht erst dann und nur insoweit, als die wasserrechtliche Er-
laubnis der Gemeinde dies gestattet.

3) Das Anschluss und Benutzungsrecht erstreckt sich auch auf
Anlagen Dritter im Sinne des §3 Abs. 3, soweit die Gemeinde

q. Abwasser das wärmer als + 35 Grad Celsius ist,
r. pflanzen-, tier- oder bodenschädlichem Abwasser
s. Abwasser, das einem wasserrechtlichen Bescheid nicht ent-

spricht.
5) Ausgenommen von Absätzen 3 und 4 sind unvermeidbare

Spuren solcher Stoffe im Abwasser in der Art und in der Menge,
wie sie im Abwasser aus Haushalten üblicherweise anzutreffen
sind.

6) Der unmittelbare Anschluss von Dampfleitungen und Dampf-
kesseln an öffentliche Abwasseranlagen ist nicht zulässig.

7) Niederschlagswasser, Grundwasser, Quellwasser und Wasser
aus landwirtschaftlichen Drainagen oder aus Hausdrainagen
darf in Schmutzwasserkanäle nicht eingeleitet werden. Abwas-
ser, das als Kühlwasser benutzt worden und unbelastet ist, darf
nicht in Schmutzwasserkanäle eingeleitet werden. Nieder-
schlagswasser, das in einer Niederschlagswassernutzungsan-
lage gesammelt wird, ist, soweit es durch häuslichen,
gewerblichen, landwirtschaftlichen oder sonstigen Gebrauch
verunreinigt oder sonst in seinen Eigenschaften verändert ist
und dadurch Schmutzwasser iSd. §3 Abs.1 lit.a) geworden ist,
nach der Nutzung einer Einrichtung zur Schmutzwasserbesei-
tigung zuzuführen. Zur Erfassung des aus der Niederschlags-
wassernutzungsanlage verwendeten Wassers, das der
Einrichtung der Schmutzwasserbeseitigung zuzuführen ist, ist
durch den Grundstückseigentümer auf seine Kosten einen, so-
weit erforderlich auch mehrere, geeignete, zugelassene und
geeichte Mengenzähler einzubauen und zu unterhalten.

8) Für die Einleitung von Schadstoffen gelten die in den Anhängen
zur Abwasserverordnung (AbwV vom 21.03.1997 in der jeweils
geltenden Fassung) angegebenen Grenzwerte. Darüber hin-
aus kann die Gemeinde im Einzelfall Mengen- und Frachtgren-
zen festlegen, die Einleitung von Abwasser besonderer Art und
Menge ausschließen oder von besonderen Voraussetzungen
abhängig machen, soweit dies zum Schutz des Betriebsperso-
nals, zum Schutz und zur Sicherung der Leistungsfähigkeit der
Abwasserbeseitigungseinrichtung, zur Erfüllung der für den Be-
trieb der Abwasserbeseitigungseinrichtung geltenden Vorschrif-
ten erforderlich ist. Die Verdünnung von Abwasser zur
Einhaltung von Grenz- oder Einleitungswerten ist unzulässig.

9) Die Gemeinde kann das Benutzungsrecht davon abhängig ma-
chen, dass auf dem Grundstück eine Vorbehandlung oder eine
Rückhaltung und dosierte Einleitung des Abwassers erfolgt und
verlangen, dass geeignete Messgeräte und Selbstüberwa-
chungseinrichtungen eingebaut und betrieben werden, soweit
dies zum Schutz und zur Sicherung der Leistungsfähigkeit der
Abwasserbeseitigungseinrichtung oder zur Erfüllung der für
den Betrieb der Abwasserbeseitigungseinrichtung geltenden
Vorschriften erforderlich ist.

10) Betriebe und Einrichtungen, in denen Benzin, Benzol, Öle
oder Fette ins Abwasser gelangen können, haben Vorrichtun-
gen zur Abscheidung dieser Stoffe aus dem Abwasser (Ab-
scheider) nach den allgemein anerkannten Regeln der
Technik einzubauen, zu betreiben sowie regelmäßig und bei
Bedarf zu entleeren. Das Abscheidegut ist in Übereinstim-
mung mit den abfallrechtlichen Vorschriften zu entsorgen und
darf an keiner anderen Stelle dem Abwassernetz zugeführt
werden. Die zu führenden Prüf- und Entsorgungsnachweise
sind der Gemeinde Bornhöved auf Verlangen vorzulegen.

11) Die Gemeinde kann befristete, jederzeit widerrufliche Befrei-
ungen von den Anforderungen der Absätze 2 bis 10 erteilen,
wenn sich andernfalls eine nicht beabsichtigte Härte für den
Verpflichteten ergäbe und Gründe des öffentlichen Wohls der
Befreiung nicht entgegenstehen, insbesondere die techni-
schen Voraussetzungen gegeben sind.

12) Wenn Stoffe, deren Einleitung nach den vorstehenden Vor-
schriften untersagt ist, in die Abwasserbeseitigungseinrich-
tung gelangen oder gelangt sind, hat der
Grundstückseigentümer dies der Gemeinde unverzüglich an-
zuzeigen. Die Änderung von Art und Menge des eingeleiteten
oder einzuleitenden Abwassers hat der Grundstückseigentü-
mer ebenfalls unverzüglich anzuzeigen und nachzuweisen.
Die Gemeinde kann vom Grundstückseigentümer jederzeit
Auskunft über die Art und Menge des eingeleiteten oder ein-
zuleitenden Abwassers verlangen. Sie kann die erforderlichen
Maßnahmen, die zum Schutz und zur Sicherung der Lei-
stungsfähigkeit der Abwasserbeseitigungseinrichtung in An-
sehung der fehlerhaften Einleitung erforderlich sind,
anordnen.

13) Die Gemeinde ist jederzeit nach pflichtgemäßem Ermessen
berechtigt, Abwasseruntersuchungen vorzunehmen. Die Ko-
sten für die Untersuchungen und erforderlichenfalls der Er-
mittlung der Einlaufstelle in die Kanalisation trägt der
Grundstückseigentümer in der der Gemeinde tatsächlich ent-
stehenden Höhe, falls sich herausstellt, dass ein Verstoß
gegen Absätze 1 bis 12 vorliegt, anderenfalls die Gemeinde.
Ist ein Verstoß gegen die Absätze 1 bis 12 festgestellt worden,
und werden aus Anlass dieses Verstoßes Nachuntersuchun-
gen erforderlich, um die Beseitigung der Störung zu überprü-
fen, trägt der Grundstückseigentümer die Kosten der
Nachuntersuchungen in der der Gemeinde tatsächlich entste-
henden Höhe auch dann, wenn die Nachuntersuchungser-
gebnisse belegen, dass der Verstoß gegen die
Einleitungsbeschränkungen behoben ist.

14) Ist bei Betriebsstörungen oder Notfällen in Gewerbe- und In-
dustriebetrieben der Anfall verschmutzten Löschwassers nicht
auszuschließen, kann die Gemeinde verlangen, dass der
Grundstückseigentümer Vorkehrungen zu treffen und Vorrich-
tungen zu schaffen hat, dass solches Abwasser gespeichert
und entweder zu einem von der Gemeinde zugelassenen
Zeitpunkt in die Abwasseranlage eingeleitet werden oder auf
andere Weise vom Grundstückseigentümer ordnungsgemäß
entsorgt werden kann.

15) Wer unter Nichtbeachtung vorstehender Vorschriften und der
Einleitungsbedingungen den Verlust der Halbierung oder eine
Erhöhung des Abgabesatzes der Gemeinde Bornhöved nach
§ 9 Abs. 5 Abwasserabgabengesetz verursacht, hat der Ge-
meinde den Betrag zu erstatten, um den sich die Abwasser-

Fortsetzung von Seite 2

Fortsetzung auf Seite 5
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Amtliche Bekanntmachungen
4) Niederschlagswasser kann in einem Wasserspeicher gesam-
melt und auf dem eigenen Grundstück verbraucht/verwertet
werden (Niederschlagswassernutzungsanlage), insbesondere
zur Toilettenspülung oder zur Bewässerung, insbesondere in
Erwerbsgärtnereien. Ein evtl. bestehender Anschluss- und Be-
nutzungszwang bei der Wasserversorgung bleibt hiervon un-
berührt. Soweit der vorhandene Wasserspeicher nicht
ausreicht, gilt der Anschluss und Benutzungszwang für Nieder-
schlagswasser, soweit das Niederschlagswasser nicht gem. §5
Abs. 6 auf dem Grundstück versickert/verrieselt wird. Nieder-
schlagswasser, das durch häuslichen, gewerblichen, landwirt-
schaftlichen oder sonstigen Gebrauch verunreinigt oder sonst
in seinen Eigenschaften verändert ist und dadurch Schmutz-
wasser iSd. §3 Abs.1 lit.a) geworden ist, ist nach der Nutzung
als Schmutzwasser der Abwasserentsorgung zuzuführen. §8
Abs. 7 Satz 4 gilt entsprechend.

5) Die Voraussetzungen und Gründe für die Beantragung der Be-
freiung hat der Grundstückseigentümer schriftlich darzulegen.
Er hat seinem Antrag insbesondere Pläne beizufügen, aus
denen ersichtlich wird, wie das auf dem Grundstück anfallende
Abwasser beseitigt werden soll.

6) Die Befreiung vom Anschluss- oder Benutzungszwang wird nur
unter dem Vorbehalt jederzeitigen Widerrufs oder auf eine be-
stimmte Zeit erteilt. Sie kann unter Bedingungen und Auflagen
erteilt werden.

§ 11 Anschlussgenehmigung
1) Die Herstellung und Änderung von Grundstücksentwässe-
rungsanlagen für die Anbindung an eine öffentliche Einrichtung
der Abwasserbeseitigung bedarf der Anschlussgenehmigung
durch die Gemeinde. Eines Antrages bedarf auch die Einleitung
in ein Gewässer oder ein Anschluss gem. §6 Abs. 1 Satz 4.

2) Der Grundstückseigentümer hat zum Erhalt der Genehmigung
einen schriftlichen Antrag (Entwässerungsantrag) zu stellen.
Wer nach §9 Abs. 2 zum Anschluss verpflichtet ist, hat späte-
stens einen Monat nach Wirksamwerden des Anschluss-
zwangs den Entwässerungsantrag bei der Gemeinde
einzureichen. 

3) Der Entwässerungsantrag muss enthalten
a. einen Lageplan mit eindeutigen Eigentumsgrenzen und dem
genauen Standort aller baulichen Anlagen, insbesondere der
Gebäude in denen Abwasser anfällt;

b. eine Bauzeichnung oder eine Beschreibung des anzuschlie-
ßenden Gebäudes bzw. der anzuschließenden Gebäude
unter Angabe der Außenmaße und der Geschosse;

c. Angaben über die Grundstücksnutzung mit Beschreibung
des Betriebes, dessen Abwasser in die Abwasseranlage ein-
geleitet werden soll, und Angaben über Art und Menge des
voraussichtlich anfallenden Abwassers, soweit es sich nicht
lediglich um Haushaltswasser handelt;

d. Angaben über etwaige bestehende Kleinkläranlagen oder
abflusslose Sammelgruben;

e. Angaben über Leitungen, Kabel und sonstige unterirdische
Anlagen;

f. die Zustimmung des Eigentümers des Grundstücks, wenn
der Antragsteller nicht gleichzeitig Eigentümer ist; 

g. gegebenenfalls eine genaue Beschreibung der Vorbehand-
lungsanlage;

h. erforderlichenfalls die genaue Beschreibung einer vorhan-
denen oder geplanten Abwasserhebeeinrichtung;

i. eine genaue Beschreibung der übrigen vorhandenen oder
geplanten Grundstücksentwässerungsanlagen; bei Leitun-
gen mit Angabe der auf NN bezogenen Höhen und der Di-
mensionierung.

4) Der Antrag soll enthalten
a. einen Schnittplan im Maßstab 1:100 durch die Fallrohre aller
Geschosse des Gebäudes (einschließlich Kellergeschoss)
und durch das Grundstück in Richtung des Hausabflussroh-
res zum Grundstücksanschluss;

b. die Angabe des Unternehmens, durch das die Grundstücks-
entwässerungsanlagen errichtet oder verändert werden sol-
len.

5) Soweit es für die Prüfung des Entwässerungsantrags erforder-
lich ist, darf die Gemeinde weitere Angaben und Unterlagen
vom Grundstückseigentümer fordern. 

6) Das Antragsverfahren endet mit der Anschlussgenehmigung
oder deren Versagung. Die Genehmigung kann mit Bedingun-
gen oder Auflagen versehen werden.

7) Alle Anlagen und Einrichtungen oder deren Teile, die einer Ge-
nehmigung bedürfen, unterliegen einer Abnahme durch die Ge-
meinde. Der Anschlussnehmer oder das ausführende
Unternehmen hat Baubeginn und Fertigstellung bei der Ge-
meinde anzuzeigen. Bei der Abnahme müssen alle abzuneh-
menden Anlagen bzw. Anlagenteile sichtbar und gut zugänglich
sein. Die Prüfung und Abnahme der Anlagen durch die Ge-
meinde befreit den ausführenden Unternehmer nicht von seiner
zivilrechtlichen Haftung für fehlerfreie und vorschriftsmäßige
Ausführung der ihm übertragenen Arbeiten.

§ 12 Grundstücksentwässerungsanlagen
1) Die Grundstücksentwässerungsanlagen auf dem anzuschlie-
ßenden Grundstück sind vom Grundstückseigentümer unter
Beachtung gesetzlicher und behördlicher Bestimmungen nach
den allgemein anerkannten Regeln der Technik, und nach den
Bestimmungen dieser Satzung auf eigene Kosten herzustellen,
zu erweitern, zu erneuern, zu ändern, umzubauen, zu unterhal-
ten und zu betreiben. Arbeiten dürfen nur durch fachlich geeig-
nete Unternehmen ausgeführt werden. Erweiterung,
Erneuerung, Änderung sowie den Umbau von Grundstücksent-
wässerungsanlagen ist der Gemeinde rechtzeitig vor Beginn
der Arbeiten schriftlich anzuzeigen. Die Gemeinde ist berech-
tigt, die Ausführung der Arbeiten zu überwachen.

2) Die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlagen darf erst er-
folgen, nachdem die Gemeinde die Grundstücksentwässe-
rungsanlage und den Kontrollschacht abgenommen und die
Anschlussgenehmigung erteilt hat. Bis zur Abnahme dürfen
Rohrgräben nicht verfüllt werden. Bei der Abnahme müssen die
Anlagen sichtbar und gut zugänglich sein. Die Prüfung der Ver-
dichtung des Erdreiches und die Dichtheitsprüfung der Grund-
stücksentwässerungsanlage erfolgt nach Verfüllung des

abgabe durch die Nichterfüllung der Anforderungen nach § 9
Abs. 5 Abwasserabgabengesetz erhöht. Haben mehrere den
Wegfall der Halbierung verursacht, so haften sie als Gesamt-
schuldner. 

16) Wenn die Art des Abwassers sich ändert oder die Menge des
Abwassers sich wesentlich erhöht, hat der Grundstückseigen-
tümer dies unaufgefordert und unverzüglich der Gemeinde
anzuzeigen. Auf Verlangen hat er die Unschädlichkeit des Ab-
wassers nachzuweisen. Reichen die vorhandenen Abwasser-
anlagen für die Aufnahme und Reinigung des veränderten
Abwassers oder der erhöhten Abwassermenge nicht aus, so
behält sich die Gemeinde vor, die Aufnahme dieser Abwässer
zu versagen; dies gilt jedoch nicht, wenn der Anschlussneh-
mer sich bereit erklärt, den Aufwand für die Erweiterung der
Abwasseranlagen und die erhöhten Betriebs- und Unterhal-
tungskosten zu tragen.

§ 9 Anschluss- und Benutzungszwang
1) Jeder Eigentümer eines Grundstückes ist vorbehaltlich der Ein-
schränkungen in dieser Satzung verpflichtet, sein Grundstück
an die öffentliche Abwasseranlage anzuschließen, sobald Ab-
wasser auf dem Grundstück anfällt und dieses durch eine
Straße erschlossen ist, in der ein betriebsfertiger Abwasserka-
nal vorhanden ist und ein betriebsfertiger Grundstücksan-
schluss das Grundstück damit verbindet (Anschlusszwang).
Das gilt auch, wenn das Grundstück wegen der Höhenverhält-
nisse nur über eine private Abwasserhebeanlage angeschlos-
sen werden kann. Der Grundstückseigentümer hat zum
Anschluss einen Antrag nach §11 dieser Satzung zu stellen.

2) Mit der ortsüblichen Bekanntgabe der betriebsfertigen Herstel-
lung der Abwasserkanäle durch die Gemeinde wird der An-
schlusszwang wirksam.

3) Werden die Voraussetzungen des Absatz 1 durch die Ge-
meinde erst nach der Errichtung einer baulichen Anlage auf
dem Grundstück geschaffen, so ist das Grundstück binnen 1
Monats anzuschließen, nachdem durch öffentliche Bekanntma-
chung oder Mitteilung an den Grundstückseigentümer ange-
zeigt ist, dass das Grundstück angeschlossen werden kann.
Ein Anzeige-, Genehmigungs- und Abnahmeverfahren nach §
11 dieser Satzung ist durchzuführen. Wer nach Absatz 1 zum
Anschluss verpflichtet ist, hat spätestens einen Monat nach
Wirksamwerden des Anschlusszwangs prüffähige Unterlagen
über die privaten Abwasseranlagen bei der Gemeinde einzu-
reichen. Bei Neu- und Umbauten muss die Anschlussleitung
vor der Schlussabnahme des Bauvorhabens hergestellt sein.

4) Bei Neu- und Umbauten muss der Anschluss vor der Inge-
brauchnahme der baulichen Anlagen hergestellt sein. Ein An-
zeige-, Genehmigungs- und Abnahmeverfahren nach §11
dieser Satzung ist durchzuführen. Den Abbruch eines mit
einem Anschluss versehenen Gebäudes hat der Grundstücks-
eigentümer der Gemeinde rechtzeitig mitzuteilen, so dass die
Anschlussleitung vor Abbruchbeginn verschlossen oder besei-
tigt werden kann. Unterlässt er dies schuldhaft, so hat er für den
dadurch entstehenden Schaden aufzukommen. Die Gemeinde
verschließt den Grundstücksanschluss auf Kosten des Grund-
stückseigentümers. 

5) Soweit die Voraussetzungen für den Anschluss des Grundstük-
kes an die öffentliche Einrichtung zur zentralen Abwasserbe-
seitigung nach Absatz 1 nicht vorliegen, hat der Eigentümer des
Grundstückes zur Aufnahme des auf dem Grundstück anfallen-
den Schmutzwassers eine Kleinkläranlage vorzuhalten zu un-
terhalten und zu betreiben. Er ist verpflichtet, das gesamte auf
seinem Grundstück anfallende Schmutzwasser in die Grund-
stücksentwässerungsanlage einzuleiten und es dem Zweck-
verband zur Abholung zu überlassen. 

6) Der Grundstückseigentümer ist vorbehaltlich der Einschrän-
kungen in dieser Satzung verpflichtet, das gesamte auf dem
Grundstück anfallende Abwasser in die öffentliche Abwasser-
anlage einzuleiten (Benutzungszwang). 

7) Die Gemeinde kann den Anschluss von unbebauten Grund-
stücken an die bestehende Abwasseranlage und die Einleitung
auf dem Grundstück anfallenden Abwassers in die öffentliche
Abwasseranlage verlangen, wenn besondere Gründe (z.B. das
Auftreten von Missständen) dies erfordern.

8) Der Grundstückseigentümer hat der Gemeinde innerhalb eines
Monats nach Inkrafttreten dieser Satzung oder vor Inbetrieb-
nahme neuer Kleinkläranlagen die Anzahl, die Art und Größe
dieser Anlagen auf dem Grundstück anzuzeigen; wasserrecht-
lich vorgeschriebene Verfahren sind davon unberührt. 

9) Die Vorschriften über den Anschluss und Benutzungszwang
und die Befreiung vom Anschluss und Benutzungszwang gel-
ten für die Versickerung oder Einleitung von Niederschlagswas-
ser in den Fällen des §6 Abs. 1 Satz 4 im Rahmen der erteilten
wasserrechtlichen Erlaubnis der Gemeinde entsprechend
§ 10 Befreiung vom Anschluss- oder Benutzungszwang

1) Bei der zentralen öffentlichen Schmutzwassereinrichtung kann
die Befreiung vom Anschlusszwang auf Antrag ganz oder teil-
weise gewährt werden, wenn der Anschluss des Grundstücks
für den Grundstückseigentümer unter Berücksichtigung der Er-
fordernisse des Gemeinwohls unzumutbar und die Befreiung
wasserwirtschaftlich unbedenklich ist. Der Antrag ist innerhalb
eines Monats nach Aufforderung zum Anschluss bei der Ge-
meinde zu stellen. Wird die Befreiung ausgesprochen, ist ent-
weder dem Grundstückseigentümer die
Schmutzwasserbeseitigungspflicht zu übertragen oder es be-
steht für das Grundstück die Verpflichtung zum Anschluss und
zur Benutzung einer Kleinkläranlage. 

2) Ist die Anbindung an den Grundstücksanschluss bereits herge-
stellt, kann die Gemeinde auf Antrag des Eigentümers ganz
oder teilweise eine Befreiung vom Benutzungszwang erteilen.
Für die Voraussetzungen, unter denen eine Befreiung erteilt
werden kann, gelten die in Absatz 1 aufgestellten Kriterien sinn-
gemäß. 

3) Anschluss- und Benutzungszwang für das Niederschlagswas-
ser besteht nicht für Grundstücke, deren Eigentümern die Nie-
derschlagswasserbeseitigungspflicht gem. §5 übertragen
wurde.

Rohrgrabens. 
Werden bei der Abnahme Mängel festgestellt, so sind diese in-
nerhalb einer durch die Gemeinde zu setzenden Frist zu besei-
tigen.  Durch die Abnahme übernimmt die Gemeinde keine
zivilrechtliche Haftung für die fehlerfreie und vorschriftsmäßige
Ausführung der Grundstücksentwässerungsanlagen. 
Bei Durchführung der Arbeiten durch einen fachlich geeigneten
Unternehmer kann die Gemeinde nach Rückfrage auf die Ab-
nahme verzichten; der Unternehmer hat der Gemeinde in die-
sem Fall eine Bestätigung der ordnungsgemäßen Ausführung
der Arbeiten binnen 14 Tagen nach Fertigstellung vorzulegen.
Binnen 14 Tagen nach Abnahme ist eine von einem Fachbe-
trieb ausgestellte Dichtigkeitsbescheinigung durch den Eigen-
tümer oder das ausführende Unternehmen bei der Gemeinde
Bornhöved vorzulegen. Im Falle des Verzichtes der Gemeinde
auf die Abnahme ist die Dichtigkeitsbescheinigung mit der Be-
stätigung der ordnungsgemäßen Ausführung der Arbeiten
durch den Unternehmer.  

3) Für das bauaufsichtliche Verfahren gelten im Übrigen die lan-
desrechtlichen Bestimmungen.

4) Besteht zur Abwasserbeseitigungsanlage kein natürliches Ge-
fälle, so kann die Gemeinde den Einbau und Betrieb einer He-
beanlage zur Entwässerung des Grundstücks verlangen, wenn
ohne diese Anlage eine ordnungsgemäße Beseitigung der Ab-
wässer bei einer den allgemein anerkannten Regeln der Tech-
nik entsprechenden Planung und Ausführung der
Abwasserbeseitigungsanlage nicht möglich ist. Die Hebean-
lage ist Bestandteil der Grundstücksentwässerungsanlage.

5) Ein Übergabekontrollschacht ist an zugänglicher Stelle, mög-
lichst nahe der Grundstücksgrenze zu der Straße, in der der
Abwasserkanal liegt, vom Grundstückseigentümer zu errich-
ten. Kontrollschächte für Hinterliegergrundstücke sind sowohl
auf dem Anliegergrundstück als auch auf dem Hinterlieger-
grundstück zu errichten. Übergabepunkt für das Abwasser von
dem zu entwässernden Grundstück ist die Einmündung der
Grundstücksentwässerungsanlage in den Grundstücksan-
schluss. Der Grundstücksanschluss endet in der Regel an der
öffentlichen Einrichtung zugewandten Grenze des zu entwäs-
sernden Grundstücks. Er kann auch nahe dieser Grundstücks-
grenze enden, wenn es bautechnisch nicht anders möglich ist
und öffentliche Belange nicht entgegenstehen. Die Nähe zur
Grundstücksgrenze besteht, wenn der Grundstücksanschluss
spätestens 1 m vor oder hinter der straßenseitigen Grund-
stücksgrenze endet. 

§ 13 Betrieb und Überwachung 
der Grundstücksentwässerungsanlagen

1) Die Grundstücksentwässerungsanlagen werden durch die Ge-
meinde an die öffentlichen Abwasseranlagen angeschlossen.
Die Gemeinde ist nur dann verpflichtet, die Grundstücksent-
wässerungsanlagen an ihre Abwasseranlagen anzuschließen,
wenn diese ordnungsgemäß beantragt, hergestellt, gemeldet
und ohne Mängel sind.

2) Die Grundstücksentwässerungsanlagen sind stets in einem
einwandfreien und betriebsfähigen Zustand zu erhalten und so
zu betreiben, dass Störungen anderer Grundstückseigentümer
oder störende Rückwirkungen auf Einrichtungen der Gemeinde
oder Dritter ausgeschlossen sind. Werden Mängel festgestellt,
so kann die Gemeinde fordern, dass die Grundstücksentwäs-
serungsanlage unverzüglich auf Kosten des Grundstücksei-
gentümers in den vorschriftsmäßigen Zustand gebracht wird.
Der Grundstückseigentümer haftet für alle Schäden und Nach-
teile, die infolge mangelhaften Zustandes oder satzungswidri-
ger Benutzung entstehen. Er hat die Gemeinde von
Ersatzansprüchen freizustellen, die Dritte bei der Gemeinde
aufgrund von Mängeln geltend machen. Bei einem gemeinsa-
men Anschluss für mehrere Grundstücke sind die Eigentümer
der beteiligten Grundstücke für die Erfüllung der Unterhaltungs-
und Benutzungspflichten Gesamtschuldner.

3) Die Gemeinde ist berechtigt, die Einrichtungen und den Betrieb
der Grundstücksentwässerungsanlage zu überwachen. Ent-
sprechen vorhandene Grundstücksentwässerungsanlagen
nicht oder nicht mehr den jeweils geltenden gesetzlichen Be-
stimmungen, so hat sie der Grundstückseigentümer auf Ver-
langen der Gemeinde auf eigene Kosten entsprechend
anzupassen. Für die Anpassung ist dem Grundstückseigentü-
mer eine angemessene Frist einzuräumen. Der Grundstücks-
eigentümer ist zur Anpassung auch dann verpflichtet, wenn
Änderungen an der öffentlichen Abwasseranlage das erforder-
lich machen. 

4) Alle Teile der Grundstücksentwässerungsanlage, insbesondere
Vorbehandlungsanlagen, Abwasserhebeanlagen, Reinigungs-
schächte, Rückstauverschlüsse sowie Abwasserbehandlungs-
anlagen und Zähler müssen jederzeit zugänglich sein.

5) Den Beauftragten der Gemeinde ist 
a. zur Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage vor und
nach ihrer Inbetriebnahme, 

b. zur Prüfung der Einhaltung der Bestimmungen dieser Sat-
zung über die Einleitung von Abwasser, 

c. zur Wahrnehmung sonstiger Rechte und Pflichten nach die-
ser Satzung,

d. zum Ablesen von Wasser- oder Abwassermesseinrichtun-
gen oder

e. zur Beseitigung von Störungen
sofort und ungehindert Zutritt zu dieser Anlage, zu den Abwas-
servorbehandlungsanlagen und zu den AbwasseranfallsteIlen
zu gewähren. Die von der Gemeinde Beauftragten sind be-
rechtigt, notwendige Maßnahmen anzuordnen, insbesondere
das eingeleitete oder einzuleitende Abwasser zu überprüfen
und Proben zu entnehmen. Der Grundstückseigentümer ist
verpflichtet, unverzüglich alle zur Prüfung der Grundstücksent-
wässerungsanlage erforderlichen Auskünfte zu erteilen.

6) Durch Vornahme oder Unterlassung der Überprüfung der An-
lage sowie durch deren Anschluss oder die Übernahme des
Abwassers übernimmt die Gemeinde keine Haftung für die
Mängelfreiheit der Anlage. Dies gilt nicht, wenn sie bei der
Überprüfung Mängel festgestellt hat, die eine Gefahr für Leib
und Leben darstellen.

Fortsetzung von Seite 4

Fortsetzung auf Seite 7
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Bauen und WohnenBauen und Wohnen
ENERGIE SPAREN - Sicherheit

Modernisieren - Leben
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Nachhaltiges Bauen
Nachhaltiges Bauen ist sinnvoll – aber komplex. Damit Sie
als Bauherr sich nicht selbst den Kopf zerbrechen müssen,
gibt es anerkannte Zertifizierungssysteme, mithilfe derer Sie
Ihr Bauvorhaben bewerten lassen können. Das wird sogar
gefördert!
Genau genommen sollte jedes Haus nachhaltig sein: gesund,
und möglichst umweltfreudlich, langlebig und wartungsarm dazu
noch attraktiv und bezahlbar. Leider sieht die Realität etwas an-
ders aus: Viele Bauherren machen Kompromisse – und leider
nicht selten zu Lasten der Umwelt und somit nachfolgender Ge-
nerationen, die sich eines Tages mit Alt-Immobilien auseinander-
setzen müssen, die einen sehr hohen und teuren
Sanierungsbedarf haben und damit im Wert verlieren. Das ist vor
allem für Hausbesitzer interessant, deren Immobilie keine 1 A-
Lage hat.
Nachhaltig gebaute Häuser sollen diese Risiken vermeiden. Ihre
Bau- und Wohnqualität ist für den Bewohner sowie für den even-
tuellen späteren Verkauf sauber dokumentiert. Doch was heißt
nachhaltig bauen konkret? Ist es teurer als „normales“ Bauen?
Und vor allem was kostet eine Zertifizierung?
Darum nachhaltiges Bauen
Nachhaltiges Bauen heißt, den Blick des Bauherren auf sein Pro-
jekt zu weiten: von der momentanen Planung, über den Bau bis
zum Einzug und der Zahlung der anfallenden Baukosten weit hi-
naus, nämlich über den gesamten Nutzungszyklus seines Hau-
ses, bis hin zu dessen Entsorgung. Für die transparente Prüfung
und Dokumentation der Nachhaltigkeit eines Gebäudes gibt es
inzwischen seriöse Zertifizierungssysteme (in Deutschland BNK
und DGNB), die Gebäude anhand von klaren Kriterien bewerten.
Der Zertifizierungsprozess ist sehr umfangreich: die DGNB be-
wertet kleine Wohngebäude mit bis zu 6 Wohneinheiten, zu
denen auch Ein- und Zweifamilienhäuser gehören, auf Basis von
28 unterschiedlichen Kriterien. Beim BNK sind es 19. diese be-
ziehen sich nicht nur auf die Erstellung eines Hauses, sondern
über dessen gesamten Lebenszyklus, für den eine Dauer von 50
Jahren veranschlagt wird.
Neben den bereits beschriebenen, für die Bewertung wichtigen
ökologischen Aspekten eines Hauses, die maßgeblich durch die
Auswahl eines umweltfreundlichen Haustechnikkonzeptes und
ökologischen Baumaterialien beeinflusst werden können, sind
besonders die weiteren Bewertungskategorien interessant. Sie
verhelfen den Zertifizierungs-Systemen zu einem ganzheitlichen
Ansatz – der letztlich das Prädikat nachhaltig begründet.

Garten- und

Landschaftspflege

Tel. 0 43 94 / 993 93 34
Mobil 0173 / 9762274

Vertikutieren
Rasenpflege

Pflanzbereiche

   
 

   

   

 

   
   

  
   

  

Fenster und Türen
Für Ihr anspruchvolles Zuhause

Bauelemente aller Art
Kuhberg 27 · 24619 Bornhöved

Tel. 0 43 23 / 64 54
Fax 04323 /6119 · www.Kurt-Starke.de

JAHRE
Kurt Starke 60

· ·

·

Willy Stölting GmbH & Co. KG
Bauunternehmen
Hoch- und Stahlbetonbau
Inhaber: Ralf Stölting

•  Neubauten                         •  An- und Umbauten
•  Sanierung von Keller,         •  Vollwärmeschutz
   Wand und Fassade            •  Bagger- und
•  Verblendarbeiten                   Kranarbeiten

Tel. 04323 /6614 · Charles-Ross-Weg 12 · 24601 Ruhwinkel

Kurt Friedrich C.
Heizungs-Sanitäranlagen

– Meisterbetrieb –
Ihr Ansprechpartner: Herr Friedrich
Bahnhofstraße 1 · 24601 Stolpe

Tel. 04326 -1501

Plöner Chaussee 16
24326 Ascheberg

Tel.     0 45 26 / 38 02 85
Fax     0 45 26 / 38 02 86
Mobil  0172 / 9 54 86 71

Runge’s
Hof- & Gartenservice

Rund ums Haus:
Tel. 0172 - 4224095 oder 0173 - 5869238

Wir bieten an: Gartengestaltung, 
Kleinmuldenservice für Müll, 

Minibaggerarbeiten, Entsorgung, 
Pflasterarbeiten, Zaunbau und vieles mehr.

Runge’s
Hof- & Gartenservice

Zu finden sind wir: Gut Ascheberg 11 (Schwiddeldei)

Peter Volquardts GmbH
Johannisstr. 42
24306 Plön am See

Tel.  04522 - 3121
info@pv-sanitaer.de
www.pv-sanitaer.de

Peter Volquardts GmbH
Johannisstr. 42
24306 Plön am See

Tel.  04522 - 3121

SANITÄR GASHEIZUNG SOLAR KUNDENDIENSTIZUNG SONG

Peter Volquardts GmbH
Johannisstr. 42
24306 Plön am See

o@pv-s
www.pv-sanitaer
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Amtliche Bekanntmachungen
trieb der Grundstücksentwässerungsanlage entstehen.

7) Die Leitungen und der Pumpenschacht für Einrichtungen auf
dem Grundstück für eine Druckentwässerung bei Grundstük-
ken, die nicht direkt durch Einleitung in eine vor dem Grund-
stück liegende Hauptleitung entwässern (§3 Abs3 c) dürfen
nicht überbaut werden. Sie werden von der Gemeinde gewartet
und unterhalten. Der Stromanschluss ist vom Grundstücksei-
gentümer zu stellen.

§ 18 Anzeigepflichten
1) Entfallen für ein Grundstück die Voraussetzungen des An-
schlusszwanges (§ 6 Abs. 1), so hat der Grundstückseigentü-
mer dies unverzüglich der Gemeinde mitzuteilen.

2) Gelangen gefährliche oder schädliche Stoffe in eine der Abwas-
seranlagen, so ist die Gemeinde unverzüglich zu unterrichten. 

3) Der Grundstückseigentümer hat Betriebsstörungen oder Män-
gel am Anschlusskanal unverzüglich der Gemeinde mitzutei-
len.

4) Wenn Art und Menge des Abwassers sich erheblich ändern,
z.B. bei Produktionsumstellungen, so hat der Grundstücksei-
gentümer dies unverzüglich der Gemeinde mitzuteilen.

5) Jeder Eigentumswechsel an einem Grundstück ist binnen 2
Wochen ab Eintragung des Eigentumswechsels im Grundbuch
durch den Erwerber und den Veräußerer der Gemeinde anzu-
zeigen. Unterlassen der bisherige Eigentümer und der neue Ei-
gentümer die Anzeige, so sind beide Gesamtschuldner, bis die
Gemeinde Kenntnis vom Eigentumswechsel erhält. Innerhalb
gleicher Frist ist ein Wechsel des/der Erbbauberechtigten oder
der/des dinglich Berechtigten sowie das Erlöschen des Erbbau-
rechtes bzw. der dinglichen Berechtigung der Gemeinde anzu-
zeigen.

§ 19 Vorhaben des Bundes und des Landes
Die Bestimmungen dieser Satzung gelten auch für Vorhaben des
Bundes und des Landes, soweit dem gesetzliche Regelungen
nicht entgegenstehen.

§ 20 Befreiungen
1) Die Gemeinde kann von den Bestimmungen dieser Satzung,
soweit sie keine Ausnahmen vorsehen, Befreiung erteilen,
wenn die Durchführung dieser Bestimmungen im Einzelfall zu
einer offenbar nicht beabsichtigten Härte führen würde und die
Befreiung mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist.

2) Die Befreiung kann unter Bedingungen und Auflagen sowie be-
fristet erteilt werden. Sie steht unter dem Vorbehalt des jeder-
zeitigen Widerrufs.

§ 21 Betriebsstörungen, Haftung
1) Öffentliche Abwasseranlagen dürfen nur von Beauftragten der
Gemeinde oder mit ihrer Zustimmung betreten werden. Ein-
griffe an öffentlichen Abwasseranlagen sind unzulässig.

2) Für Schäden, die durch satzungswidrige Benutzung oder son-
stiges satzungswidriges Handeln entstehen, haftet der Verur-
sacher. Dies gilt insbesondere, wenn entgegen dieser Satzung
schädliches Abwasser oder sonstige Stoffe in die öffentlichen
Abwasseranlagen eingeleitet werden. Ferner hat der Verursa-
cher der Schäden die Gemeinde von allen Ersatzansprüchen
freizustellen, die andere deswegen bei ihr geltend machen.

3) Der Grundstückseigentümer haftet außerdem für alle Schäden
und Nachteile, die der Gemeinde durch den mangelhaften Zu-
stand der Grundstücksentwässerungsanlage, ihr vorschrifts-
widriges Benutzen und ihr nicht sachgemäßes Bedienen
entstehen.

4) Mehrere Verursacher haften als Gesamtschuldner.
5) Bei Schäden als Folge von

a. Rückstau in der öffentlichen Abwasseranlage infolge höherer
Gewalt oder infolge von Naturereignissen

b. Betriebsstörungen, z. B. Ausfall eines Pumpwerkes,
c. Behinderungen des Abwasserabflusses, z. B. bei Kanal-
bruch oder Verstopfung,

d. zeitweiliger Stilllegung der öffentlichen Abwasseranlage, z.
B. bei Reinigungsarbeiten im Straßenkanal oder Ausführung
von Anschlussarbeiten,

hat der Grundstückseigentümer einen Anspruch auf Schaden-
ersatz nur, soweit die eingetretenen Schäden von der Ge-
meinde schuldhaft verursacht worden sind. Die Haftung der
Gemeinde wegen leichter Fahrlässigkeit ist ausgeschlossen.

§ 22 Altanlagen
1) Anlagen, die vor dem Anschluss an eine öffentliche Abwasser-
anlage der Beseitigung des auf dem Grundstück anfallenden
Abwassers dienten und die nicht Bestandteil einer der Ge-
meinde angezeigten, angeschlossenen Grundstücksentwäs-
serungsanlage sind, insbesondere frühere Kleinkläranlagen
oder abflusslose Sammelgruben, hat der Grundstückseigentü-
mer innerhalb von 3 Monaten nach dem Anschluss an eine öf-
fentliche Abwasseranlage auf seine Kosten so herzurichten,
dass sie für die Aufnahme oder Ableitung von Abwasser nicht
mehr genutzt werden können, oder die Altanlagen zu beseiti-
gen.

2) Ist ein Grundstück nicht mehr zu entwässern, schließt die Ge-
meinde den Grundstücksanschluss auf Kosten des Grund-
stückseigentümers. 

§ 23 Entgelte für Abwasserbeseitigung
1) Für die Aufwendungen der erstmaligen Herstellung und der
räumlichen Erweiterung der Abwasserbeseitigungseinrichtun-
gen erhebt die Gemeinde Bornhöved einmalige Beiträge auf
Grundlage einer Beitrags- und Gebührensatzung.

2) Für die Vorhaltung und die Benutzung der Abwasserbeseiti-
gungseinrichtungen erhebt die Gemeinde Bornhöved Gebüh-
ren auf Grundlage einer Beitrags- und Gebührensatzung.

§ 24 Kostenerstattung 
1) Für die Herstellung, den Aus- und Umbau, die Änderung und
Unterhaltung der zusätzlichen Grundstücksanschlüsse, die
nicht Bestandteil der öffentlichen Abwasserbeseitigungseinrich-
tung sind, fordert die Gemeinde Erstattung der Kosten bzw. Er-
satz der Aufwendungen in tatsächlicher Höhe. 

2) Grundstücksanschlüsse, die nachträglich durch Teilung oder
zusätzliche Bebauung von Grundstücken erforderlich werden,
gelten als zusätzliche Grundstücksanschlüsse im Sinne von
Absatz 1; dies gilt nur, sofern kein Herstellungsbeitrag festge-
setzt und erhoben werden kann.

§ 14 Sicherung gegen Rückstau
Die Grundstückseigentümer haben ihre Grundstücke gegen
Rückstau aus den zentralen öffentlichen Abwasseranlagen zu
schützen. Die Rückstauebene liegt, soweit die Gemeinde nicht für
einzelne Netzabschnitte andere Werte öffentlich bekannt gibt, in
der Regel in Höhe der Straßenoberfläche vor dem anzuschließen-
den oder angeschlossenen Grundstück zuzüglich 5 cm. Soweit
erforderlich, ist das Abwasser mit einer automatisch arbeitenden
Hebeanlage in das Entwässerungsnetz zu heben. Die Grund-
stücksentwässerungsanlagen, die unter der Rückstauebene lie-
gen, sind nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik zu
sichern. Einzelne, selten benutzte Entwässerungseinrichtungen
in tiefliegenden Räumen sind durch Absperrvorrichtungen zu si-
chern, die nur bei Bedarf geöffnet werden und sonst dauernd ge-
schlossen zu halten sind. In Schächten, deren Deckel unter der
Rückstauebene liegen, sind die Rohrleitungen geschlossen
durchzuführen oder die Deckel gegen Wasseraustritt zu dichten
und gegen Abheben zu sichern.

§ 15 Indirekteinleiterkataster
1) Der Wegezweckverband der Gemeinden des Kreises Sege-
berg führt ein Kataster über Indirekteinleitungen in die öffentli-
che Abwasseranlage, deren Beschaffenheit erheblich vom
häuslichen Abwasser abweicht.

2) Bei Indirekteinleitungen im Sinne von Abs. 1 sind dem Wege-
zweckverband der Gemeinden des Kreises Segeberg mit der
Anzeige nach §18 oder § 8 Abs. 12, bei bestehenden Anschlüs-
sen binnen 3 Monaten nach Inkrafttreten dieser Satzung, die
abwassererzeugenden Betriebsvorgänge zu benennen. Auf
Anforderung der Gemeinde Bornhöved hat der Einleiter Aus-
kunft über die Zusammensetzung des Abwassers, den Abwas-
seranfall und ggf. die Vorbehandlung von Abwasser zu erteilen.

3) Soweit es sich um genehmigungspflichtige Einleitungen aus
serienmäßig hergestellten Abwasservorbehandlungsanlagen,
für die eine wasserrechtliche Bauartzulassung oder ein allge-
meines baurechtliches Prüfzeichen erteilt ist, handelt, genügt
anstelle der in Abs. 2 Satz 1 genannten besonderen Anforde-
rungen die Vorlage der Genehmigung. Handelt es sich um an-
dere genehmigungspflichtige Einleitungen, ersetzt die Vorlage
des Genehmigungsbescheides der Wasserbehörde die Anfor-
derungen nach Abs. 2 Satz 1.

§ 16 Grundstücksbenutzung
1) Die Grundstückseigentümer haben für Zwecke der örtlichen
Abwasserbeseitigung das Anbringen und Verlegen von Leitun-
gen einschließlich Zubehör zur Abwasserbeseitigung über ihre
im gleichen Entsorgungsgebiet der Gemeinde Bornhöved lie-
genden Grundstück sowie erforderliche Schutzmaßnahmen
unentgeltlich zuzulassen. Diese Pflicht betrifft nur Grundstücke,
die an die Abwasserbeseitigung angeschlossen sind, die in
wirtschaftlichem Zusammenhang mit angeschlossenen oder
anschließbaren Grundstücken des gleichen Grundstücksei-
gentümers genutzt werden oder für die die Möglichkeit der Ab-
wasserbeseitigung sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. Sie
entfällt, wenn die Inanspruchnahme der Grundstücke den Ei-
gentümer mehr als notwendig oder in unzumutbarer Weise be-
lasten würde. 

2) Der Grundstückseigentümer wird rechtzeitig über Art und Um-
fang der beabsichtigten Inanspruchnahme des Grundstückes
benachrichtigt.

3) Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der Anlagen
verlangen, wenn sie an der bisherigen Stelle für ihn nicht mehr
zumutbar sind. Die Kosten der Verlegung trägt die Gemeinde;
dies gilt nicht, soweit die Anlagen ausschließlich der Abwasser-
beseitigung des Grundstücks dienen oder Entschädigungen
gezahlt wurden und die Benutzungsrechte im Grundbuch ein-
getragen sind.

4) Wird die Abwasserbeseitigung eingestellt, so hat der Grund-
stückseigentümer die Entfernung der Einrichtungen zu gestat-
ten oder sie auf Verlangen der Gemeinde noch fünf Jahre
unentgeltlich zu dulden, es sei denn, dass ihm dies nicht zuge-
mutet werden kann. 

§ 17 Anschlusskanal
1) Jedes Grundstück muss einen eigenen, unmittelbaren An-
schluss an die öffentliche Abwasseranlage haben. Auf Antrag
kann ein Grundstück zwei oder mehrere Anschlüsse erhalten.
Die Lage und lichte Weite des Anschlusskanals und die Anord-
nung der Revisionsschächte bestimmt die Gemeinde.

2) Bei in Betrieb befindlichen Anschlussleitungen und Fehlen der
Reinigungsschächte kann die Gemeinde verlangen, dass
nachträglich Reinigungsschächte eingebaut werden.

3) Die Gemeinde kann ausnahmsweise den Anschluss mehrerer
Grundstücke an einen gemeinsamen Anschlusskanal zulas-
sen. Diese Ausnahme setzt voraus, dass die beteiligten Grund-
stückseigentümer die Verlegung, Unterhaltung und Benutzung
der Grundstücksentwässerungsanlagen auf dem jeweils frem-
den Grundstück grundbuchlich oder durch Eintragung einer
Baulast gesichert haben.

4) Die Gemeinde lässt den Anschlusskanal für die Abwasserbe-
seitigung herstellen. Anschlusskanal ist die Anschlussleitung
von dem Straßenkanal (Sammler) bis zur Grenze des zu ent-
wässernden Grundstücks, ohne Kontrollschacht und Leitungen
auf dem Grundstück. Der Grundstückseigentümer darf den An-
schlusskanal nicht ohne Genehmigung der Gemeinde ändern
oder verändern lassen.

5) Die Gemeinde hat den Anschlusskanal zu unterhalten und bei
Verstopfung zu reinigen. Die Kosten trägt der Grundstücksei-
gentümer, wenn die Reinigung und die Unterhaltung durch sein
Verschulden erforderlich geworden sind.

6) Ergeben sich bei der Ausführung der Anschlusskanäle unvor-
hersehbare Schwierigkeiten, die auch ein Abweichen von dem
genehmigten Plan erfordern können, so hat der Grundstücks-
eigentümer den dadurch für die Anpassung seiner Grund-
stücksentwässerungsanlage entstehenden Aufwand zu tragen.
Der Grundstückseigentümer kann keine Ansprüche geltend
machen für Nachteile, Erschwernis und Aufwand, die durch sol-
che Änderungen der Anschlusskanäle beim Bau und beim Be-

3) Die Gemeinde Bornhöved und der Grundstückseigentümer
können vereinbaren, dass Anlagen zur Niederschlagswasser-
beseitigung auf dem Grundstück als zusätzliche Grundstücks-
anschluss im Sinne des Abs.1 gelten.

§ 25 Datenschutz
1) Die Gemeinde kann die zur Ermittlung der Anschlusspflichtigen
nach dieser Satzung sowie zur Durchführung aller weiteren Be-
stimmungen dieser Satzung erforderlichen personenbezoge-
nen und grundstücksbezogenen Daten gemäß §3 LDSG
Schleswig-Holstein § 11 Abs. 1 Nr. 2 des Schleswig-Holsteini-
schen Gesetzes zum Schutz personenbezogener Informatio-
nen neben den bei den Betroffenen erhobenen Daten aus 
a. den vom Finanzamt für Zwecke der Grundsteuerveranla-
gung übermittelten Grundsteuermessbescheiden, 

b. den Daten des Melderegisters, 
c. den aus der Prüfung des gemeindlichen Vorkaufsrechts
nach §§ 24 bis 28 Baugesetzbuch und § 3 Wohnungsbauer-
leichterungsgesetz, 

d. den aus dem Grundbuchamt, den Unterlagen der unteren
Bauaufsichtsbehörde und des Katasteramtes

der Gemeinde bekannt gewordenen Daten erheben. 
2) Die Gemeinde darf sich diese Daten von den genannten Stel-
len übermitteln lassen. 

3) Die Gemeinde ist befugt, die bei den Betroffenen erhobenen
Daten und die nach den Absätzen 1 und 2 erhobenen Daten zu
den in Absatz 1 genannten Zwecken nach Maßgabe der Be-
stimmungen des Landesdatenschutzgesetzes zu verarbeiten;
insbesondere ist sie berechtigt, diese Daten an den Wege-
zweckverband der Gemeinden des Kreises Segeberg zu über-
mitteln. 

4) Die Gemeinde ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der
Grundstückseigentümer oder der sonst Anschlussberechtigten
und Anschlussverpflichteten und von den nach Absatz 1 anfal-
lenden Daten ein Verzeichnis mit den für die Aufgaben nach
dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen und diese Daten
zum Zwecke der Ermittlung der Grundstückseigentümer oder
der sonst Anschlussberechtigten und Anschlussverpflichteten
nach dieser Satzung sowie zum Aufbau von Dateien (z. B. An-
lagenmängeldatei/Schadensdatei etc.) zu verwenden und wei-
terzuverarbeiten.

§ 26 Ordnungswidrigkeiten
1) Ordnungswidrig nach § 111 Abs. 2 Landeswassergesetz han-
delt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen
a. §8 Abs. 1 sein Grundstück nicht nach dem vorgeschriebenen
Verfahren entwässert. 

b. § 8 Abwasser einleitet
c. § 9 Abs1, 3 sein Grundstück nicht oder nicht rechtzeitig an
die öffentliche Abwasseranlage anschließen lässt; 

d. § 9 Abs. 6 das bei ihm anfallende Abwasser nicht in die öf-
fentliche Abwasseranlage ableitet; 

e. § 11 Grundstücksentwässerungsanlagen ohne Anschluss-
genehmigung herstellt, ändert oder an die öffentliche Einrich-
tung zur zentralen Abwasserbeseitigung anbindet; 

f. § 11 Grundstücksentwässerungsanlagen ohne Abnahme in
Betrieb nimmt oder die Abnahme behindert;

g. § 12 Abs. 2, die Entwässerungsanlage seines Grundstücks
nicht ordnungsgemäß betreibt; 

h. § 13 Abs. 5 Beauftragten der Gemeinde nicht ungehindert
Zutritt zu allen Teilen der Grundstücksentwässerungsanlage
gewährt oder die erforderlichen Auskünfte nicht erteilt; 

i. § 22 Abs. 1 öffentliche Abwasseranlagen betritt oder sonstige
Maßnahmen an ihr vornimmt; 

j. §19 und §8 Abs.12 seine Anzeigepflichten nicht oder nicht
fristgerecht erfüllt.

2) Ordnungswidrig nach § 134 Abs. 5 Gemeindeordnung handelt,
wer dem Anschluss- oder Benutzungszwang nach § 9 zuwider-
handelt.

3) Ordnungswidrigkeiten können mit einer Geldbuße bis zu
50.000,00 EURO geahndet werden.

§ 27 Inkrafttreten
1) Diese Satzung am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft.
2) Die Satzung der Gemeinde Bornhöved über die Abwasserbe-
seitigung (Abwassersatzung) vom 27. Juli 2003 tritt gleichzeitig
außer Kraft.

3) Die vor Inkrafttreten dieser Satzung eingeleiteten Genehmi-
gungsverfahren werden nach den Vorschriften dieser Satzung
weitergeführt.

Bornhöved, den 13. Mai 2020
L. S.

Reinhard Wundram 
Gemeinde Bornhöved, Bürgermeister

EINLADUNG
Hiermit lade ich Sie zur nachfolgenden Sitzung ein.

Sitzung des Finanzausschusses 
der Gemeinde Tarbek

Mittwoch, 03.06.2020 um 19:30 Uhr
Feuerwehrhaus, 24619  Tarbek

Tagesordnung:
Es wird darauf hingewiesen, dass aufgrund der Corona-Pan-
demie und damit verbundenen notwendigen Vorkehrungen
nur eine begrenzte Anzahl an Öffentlichkeit und nur unter
Einhaltung der zur Zeit geltenden Hygienevorschriften zuge-
lassen werden kann.
öffentlich
  1.  Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit

der Einladung und Feststellung der Anwesenheit und Be-
schlussfähigkeit

  2.  Beschlüsse zur Tagesordnung

Fortsetzung von Seite 5

Fortsetzung auf Seite 8
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Wir laden herzlich ein zum Got-
tesdienst in unsere Friedens-
kirche am Sonntag, 31.05.2020
mit Pastor Felix Cremonese.
Am Pfingstmontag findet kein
Gottesdienst statt.
Die Gottesdienste finden in kurzer
Form unter den notwendigen Hy-
gienemaßnahmen statt. Aufgrund
der Größe der Friedenskirche
dürfen 30 Personen anwesend
sein. Sollten mehr Besucher an
dem Gottesdienst teilnehmen
möchten, wird im Anschluss, nach
der Desinfektion und dem Durch-
lüften der Kirche, ein weiterer
Gottesdienst stattfinden.

Die Kirchen Trappen-
kamps übernehmen Ein-

käufe für ältere Menschen
Die Kirchen Trappenkamps
(evangelisch, katholisch und neu-
apostolisch) möchten in Zeiten
der Corona-Pandemie den Ein-
kauf für unsere älteren, beson-
ders gefährdeten Mitmenschen,
die alleine nicht mehr einkaufen
können, durch einen ehrenamtli-
chen Einkaufsdienst überneh-
men.

Ihre Einkaufsliste nehmen wir
gerne montags, mittwochs und
freitags von 8.30-11.30 Uhr telefo-
nisch im ev. Kirchenbüro entge-
gen (Nummer: 04323/2665).
Edeka Klauke hat sich bereit er-
klärt, Ihren Einkauf zusammenzu-
stellen und einzupacken.
Freiwillige Helfer/innen werden
Ihnen den Einkauf Montag- und
Donnerstagnachmittag ab 16 Uhr
nach Hause bringen.
Die Einkaufshilfe ist kostenfrei.
Der Einkauf muss aber selbstver-
ständlich bezahlt werden, daher
halten Sie bei der Lieferung bitte
Bargeld bereit.
Eingekauft werden nur haushalts-
übliche Mengen.
Unsere Kreise und Gruppen fin-
den bis auf Weiteres noch nicht
statt.
Unser Kirchenbüro ist wieder für
Besucher mit Mundschutz geöff-
net.
Telefonisch können Sie uns wie
gewohnt erreichen unter der Tele-
fonnummer: 04323-2665
Pastor Cremonese ist unter sei-
ner Handy-Nummer zu erreichen:
0151 6541 5927

Ev.-Luth.
Friedenskirche Trappenkamp

Ortsverein
Trappenkamp

Aufgrund der aktuellen Situation
müssen wir leider sämtliche
AWO-Aktivitäten bis Mitte Au-
gust 2020 absagen. Wir werden
Sie weiter informieren.

Vogelschießen fällt aus
Liebe Gönnebekerinnen, liebe
Gönnebeker, es ist nun leider
amtlich, das alle Großveranstal-
tungen bis Ende August abgesagt
werden müssen.
Auch unser traditionelles Vogel-
schießen und alle weiteren Veran-
staltungen (Dorffrühstück), die bis
Ende August stattfinden sollten,
werden auf das nächste Jahr ver-
schoben. Wie es mit den Termi-
nen nach August aussehen wird,
können wir noch nicht sagen. Wir
werden alles Weitere rechtzeitig in
dem Blickpunkt bekannt geben.
Wir hoffen darauf, alle gesund
und fröhlich wieder zu sehen.

Euer Vorstand vom 
Gönnebeker Bürgerverein

Gönnebeker 
Bürgerverein

Technik für morgen
Heizung • Sanitär- und Solartechnik

Gasanlagen • Kundendienst • Planung

Arsenalstr. 8 · 24610 Trappenkamp • % (0 43 23) 9 26 10

Seit über 25 Jahren
erfolgreich!

Markmann Obst & Gemüse

Ein Begriff
für Qualität
und Frische

bei Manfred Markmann
Ruhwinkler Str. 11 · 24601 Schönböken 
Info & Bestellung: 0 43 23 / 65 36 · Verkauf solange der Vorrat reicht.
Zu jeder Zeit im Verkaufsautomat Eier und Kartoffeln

Seit über 60 Jahren

Obst und Gemüse der Saison:
Kartoffeln, Eier von eigenen freilaufenden Hühnern, 

selbstgemachte Fruchtaufstriche, 
Spargel (bitte vorbestellen) u.v.m. 

Verkauf: Do. + Fr. 8.00-12.30 und 14.30-18.00 Uhr
Samstag 8.00-12.30 Uhr

Wir haben weiterhin 

für Sie geöffnet

Amtliche Bekanntmachungen
EINLADUNG

Hiermit lade ich Sie zur nachfolgenden Sitzung ein.
Sitzung der Gemeindevertretung 

der Gemeinde Tarbek
Mittwoch, 03.06.2020 um 20:00 Uhr

Feuerwehrhaus, 24619 Tarbek
Tagesordnung:
Es wird darauf hingewiesen, dass aufgrund der Corona-Pan-
demie und damit verbundenen notwendigen Vorkehrungen
nur eine begrenzte Anzahl an Öffentlichkeit und nur unter
Einhaltung der zur Zeit geltenden Hygienevorschriften zuge-
lassen werden kann.
öffentlich
  1.  Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit

der Einladung und Feststellung der Anwesenheit und Be-
schlussfähigkeit

  2.  Beschlüsse zur Tagesordnung
  3.  Einwendungen zur Niederschrift der Sitzung vom 27.11.2019
  4.  Bericht des Bürgermeisters
  5.  Berichte aus den Ausschüssen
  6.  Jahresabschluss 2018
  7.  Finanzbericht IV. Quartal 2019 inkl. über- bzw. außerplanmä-

ßiger Aufwendungen/Auszahlungen
  8.  Zustimmung zum Einnahme- und Ausgabeplan der Kamerad-

schaftskasse der Freiwilligen Feuerwehr für 2020
  9.  Erlass einer Satzung über die Erhebung von Benutzungsge-

bühren für die Wasserversorgungsanlage der Gemeinde Tar-
bek (Wasserbenutzungsgebührensatzung)

10.  Neugenehmigung von zwei Windkraftanlagen auf dem Gebiet
der Gemeinde Schmalensee

11.  Einwohnerfragezeit
12.  Verschiedenes

gez. Jörn Saggau, Bürgermeister

Satzung der Gemeinde Bornhöved
über ein besonderes Vorkaufsrecht nach § 25 des 
Baugesetzbuches (BauGB) für das Ortszentrum

Aufgrund des § 25 Abs. 1 Nr. 2 des Baugesetzbuches (BauGB) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBI. I S:
3634) in Verbindung mit § 4 der Gemeindeordnung (GO für Schles-
wig-Holstein) in der Fassung vom 28.02.2003 (GVOBI. 2003, S.
57), zuletzt geändert am 04.01.2018 (GVBOI. 2018, S. 6) und auf-
grund des Beschlusses der Gemeindevertretung Bornhöved vom
30.04.2020 wird folgende Satzung erlassen:

§ 1
Zweck der Satzung

Die Gemeinde Bornhöved beabsichtigt im Geltungsbereich dieser
Satzung städtebauliche Sanierungsmaßnahmen durchzuführen.
Diese dienen der Errichtung von sozialen Infrastruktureinrichtungen
und der Beseitigung städtebaulicher Missstände.

§2
Geltungsbereich

Der Geltungsbereich dieser Satzung umfasst die folgenden Flur-
stücke der Gemarkung Bornhöved:

  3.  Einwendungen zur Niederschrift der Sitzung vom 
  4.  Bericht des Ausschussvorsitzenden
  5.  Jahresabschluss 2018
  6.  Finanzbericht IV. Quartal 2019 inkl. über- bzw. außerplanmä-

ßiger Aufwendungen/Auszahlungen
  7.  Zustimmung zum Einnahme- und Ausgabeplan der Kamerad-

schaftskasse der Freiwilligen Feuerwehr für 2020
  8.  Erlass einer Satzung über die Erhebung von Benutzungsge-

bühren für die Wasserversorgungsanlage der Gemeinde Tar-
bek (Wasserbenutzungsgebührensatzung)

  9.  Einwohnerfragezeit
10.  Sonstige Angelegenheiten aus dem Zuständigkeitsbereich die-

ses Ausschusses
gez. Jörg Blanke, Vorsitzender

EINLADUNG
Hiermit lade ich Sie zur nachfolgenden Sitzung ein.

Sitzung der Gemeindevertretung 
der Gemeinde Trappenkamp

Donnerstag, 11.06.2020 um 19:30 Uhr
Bürgerhaus, Am Markt 3, 

24610 Trappenkamp
Tagesordnung:
ES WIRD DARAUF HINGEWIESEN, DASS DIE ÖFFENTLICH-
KEIT NUR IN BEGRENZTER ANZAHL ZUGELASSEN IST UND
EIN MUND-NASEN-SCHUTZ ZU TRAGEN IST.
öffentlich
  1.  Eröffnung der Sitzung, Feststellung der Ordnungsmäßigkeit

der Einladung und Feststellung der Anwesenheit und Be-
schlussfähigkeit

  2.  Beschlüsse zur Tagesordnung
  3.  Einwendungen zur Niederschrift der Sitzung vom 12.03.2020
  4.  Bericht des Bürgermeisters
  5.  Berichte aus den Ausschüssen
  6.  Einwohnerfragezeit (Teil 1)
  7.  Einvernehmen zu den Elternbeiträgen in den Kindertagesstät-

ten in der Gemeinde Trappenkamp
  8.  Beratung und Beschluss zur weiteren Vorgehensweise im Rah-

men des Digitalpakts
  9.  Einwohnerfragezeit (Teil 2)
10.  Verschiedenes
Es ist zu erwarten, dass Nachfolgendes unter Ausschluss der
Öffentlichkeit beraten wird.
11.  Vergabeangelegenheit
       Beauftragung der Sanitärinstallation im Feuerwehrgebäude
12.  Vergabeangelegenheit
       Bauftragung von Heizungsinstallationsarbeiten im Feuerwehr-

gebäude
13.  Vergabeangelegenheit
       Beauftragung der Lüftungsinstallationsarbeiten im Feuerwehr-

gebäude
14.  Ausführung von Beschlüssen der Gemeindevertretung
öffentlich
15.  Bekanntgabe der im nichtöffentlichen Teil gefassten Be-

schlüsse
gez. Harald Krille, Bürgermeister

Flurstück Flur Gemarkung 
2/1 4 Bornhöved
4/1 4 Bornhöved
7/2 4 Bornhöved
12/1 4 Bornhöved
15/1 4 Bornhöved
139/1 4 Bornhöved
241/2 4 Bornhöved
757 4 Bornhöved
Der Geltungsbereich ist aus dem Lageplan ersichtlich. Der Lage-
plan ist als Anlage 1 Bestandteil dieser Satzung.

§ 3 
Besonderes Vorkaufsrecht 

Im Geltungsbereich dieser Satzung steht der Gemeinde Bornhöved
ein Vorkaufsrecht an Grundstücken gemäß § 25 Abs1 Nr. 2 BauGB
zu.

§ 4 
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach der Bekanntmachung in Kraft.
Bornhöved, den 18.05.2020
L. S. 

Reinhard Wundram, Bürgermeister
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